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Abkürzungsverzeichnis 

Abkürzung Erläuterung 

a. F. alte Fassung 

AsylbLG Asylbewerberleistungsgesetz 

AsylG Asylgesetz 

AsylVfBG Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz 

AufenthG Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und 
die Integration von Ausländern im Bundesgebiet 

Aufnahme-Richtlinie Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von 
Normen für die Aufnahme von Personen, die internati-
onalen Schutz beantragen 

BAMF Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

BauGB Baugesetzbuch 

BeschV Verordnung über die Beschäftigung von Aus-
länderinnen und Ausländern 

BFDG Bundesfreiwilligendienstgesetz 

BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

BMG Bundesmeldegesetz 

BMI Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

BSG Bundessozialgericht 

BüMA Bescheinigung über die Meldung Asylsuchender 

BVerfG Bundesverfassungsgericht 

BVerwG Bundesverwaltungsgericht 

Dublin-III-VO Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festle-
gung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des 
Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen 
Schutz zuständig ist 

EEWärmeG Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 

EMRK Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten 
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ESF Europäischer Sozialfonds 

Freizügigkeitsgesetz Gesetz über die allgemeine Freizügigkeit von Unions-
bürgern 

Genfer Flüchtlingskonvention Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 

GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 

OVG Oberverwaltungsgericht 

Richtlinienumsetzungsgesetz Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher 
Richtlinien der Europäischen Union 

Rückführungsrichtlinie Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemein-
same Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur 
Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger 

SGB II Zweites Buch Sozialgesetzbuch 

SGB III Drittes Buch Sozialgesetzbuch 

SGB V Fünftes Buch Sozialgesetzbuch 

SGB XII Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch 

StGB Strafgesetzbuch 

ZAR Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik 
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1 Einleitung 

In den vergangenen Jahren hat das Ausländerrecht eine rasante Entwicklung durchlebt 

und viele Änderungen erfahren. Aufgrund realer Gegebenheiten musste die Rechtsla-

ge immer wieder den aktuellen Problemen angepasst und um neue Regelungen er-

gänzt werden. Daraus ergibt sich für die Bundesrepublik Deutschland ein Geflecht aus 

völkerrechtlichen, europäischen und nationalen Normen unter anderem aus den Berei-

chen des Asylrechts, des Aufenthaltsrechts und des Sozialrechts.  

Speziell im Jahr 2015 wurden die Politik und die Gesellschaft durch die sogenannte 

„Flüchtlingskrise“ vor eine besondere Herausforderung gestellt. In dieser Zeit kamen so 

viele Flüchtlinge und andere Zuwanderer1 aus den Krisen- und Armutsregionen nach 

Deutschland, wie nie zuvor. Die folgende Darstellung soll einen groben Überblick über 

die Asylbewerberzahlen, Flüchtlingsströme und Aufnahmeländer im Zeitraum vom 1. 

Januar bis 30. Juni 2015 geben:  

 
Abbildung 1: Flüchtlingskrise in Europa  

Quelle: Dörrbecker, 2015 

                                                

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Bachelorarbeit die Sprachform des generischen 
Maskulinums angewendet. Es wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die ausschließliche Verwen-
dung der männlichen Form geschlechtsunabhängig verstanden werden soll.  
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Insgesamt waren es knapp zwei Millionen Menschen, wobei sich nach Abzug der Aus-

reisenden wiederum ein Wanderungssaldo von etwa 1,1 Millionen ergibt2. Eine solch 

ungeahnte Masse an Zuwanderern erforderte schnelles Handeln und klare, effektive 

Gesetzesvorschriften.  

Bis dato herrschte in Deutschland eine gute Wirtschaftslage, ein steigender Bedarf an 

Arbeitskräften sowie eine zufriedenstellende Integration der hier lebenden ausländi-

schen Bevölkerung. Daraus ergab sich eine Wendung des geltenden Rechts hin zu 

einer „Legalisierung“ von ausreisepflichtigen Drittstaatsangehörigen und einer Ver-

nachlässigung der deutschen und europäischen Ausländer- und Asylbestimmungen in 

den Bereichen der aufenthaltsbeendenden Maßnahmen und der Rückführung von 

Drittstaatsangehörigen in die nach Dublin-III-VO zuständigen EU-Mitgliedsstaaten.3 

Um den weitgehend ungesteuerten Zustrom von Ausländern aber zu kontrollieren, be-

durfte es einer Reform der rechtlichen Vorgaben. Die Zielsetzung des § 1 AufenthG 

rückte nunmehr stärker in den Vordergrund. Demnach soll sowohl der Zuzug von Aus-

ländern gesteuert und begrenzt werden als auch die Aufnahme- und Integrationsfähig-

keit, die wirtschaftlichen und die arbeitsmarktpolitischen Interessen der BRD bei der 

Gestaltung der Zuwanderung berücksichtigt werden. Hierzu etablierten sich neue Ziel-

richtungen insbesondere des nationalen Rechts: 

• Reduzierung der ungesteuerten Zuwanderung,  

• strengere Abschiebungs- und Ausweisungsmöglichkeiten, 

• Beschleunigung der Asylverfahren, 

• Beschränkung des Familiennachzugs.4 

Ab Ende 2015 folgte dementsprechend eine Fülle von Neuregelungen und Änderungen 

des Aufenthalts- und Asylrechts. Dazu zählt auch das am 20. Oktober 2015 beschlos-

sene Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz, welches Gegenstand dieser Arbeit sein 

soll. Innerhalb von dreieinhalb Wochen wurde dieses Artikelgesetz, welches die Steue-

rungsfähigkeit des Migrationsrechts erhöhen sollte5, durch den Bundesminister des 

Innern vorgeschlagen und schließlich durch das Bundeskabinett beschlossen6. Grund-

lage für das Gesetzespaket waren die Beschlüsse des Bund-Länder-Treffens zur Asyl- 

und Flüchtlingspolitik am 24. September 20157. Es enthält Reformen auf dem Gebiet 

des Asylrechts, des Baurechts, des Gesundheitsrechts und der Finanzverfassung. Zu 

                                                

2 Vgl. Statistisches Bundesamt, 2016. 
3 Vgl. Hailbronner, 2017, S. V. 
4 Vgl. ebd. 
5 Vgl. Thym, 2015, S. 1625. 
6 Vgl. Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, 2015.  
7 Vgl. Bundesregierung, 2015. 
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beachten ist stets, dass zahlreiche Push- und Pull-Faktoren8 die Migration beeinflussen 

und somit der Erfolg nationaler Rechtsvorschriften niemals garantiert sein kann9.  

Inwiefern es sich bei diesem sogenannten Asylpaket I schließlich um ein wirksames 

Instrument für schnellere und strengere Verfahren handelt, soll im Rahmen dieser Ba-

chelorarbeit analysiert werden. Dazu soll zunächst die Aufgabe des Ausländerrechts 

kurz dargestellt und ein Überblick über die Rechtslage vor dem Asylverfahrensbe-

schleunigungsgesetz präsentiert werden. Anschließend werden die wesentlichen Ziele 

beschrieben und die wichtigsten Änderungen im Einzelnen vorgestellt und erörtert. 

Die Aussagen in dieser Arbeit beziehen sich auf die Rechtslage zum Zeitpunkt des 

Inkrafttretens des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes bzw. der zugehörigen Ver-

ordnung. 

                                                

8 „Als Push-Faktoren werden Umstände bezeichnet, die im Herkunftsland ihre Ursachen haben und Migra-
tionsdruck entstehen lassen [...]. Pull-Faktoren hingegen haben eine Sogwirkung und stehen für die Attrak-
tivität des Aufnahmelandes [...].“ Seifert, 2012. 
9 Vgl. Thym, 2015, S. 1625. 
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2 Grundlagen 

Um das neue Gesetzespaket rechtlich einordnen und die Reichweite der Neuregelun-

gen einschätzen zu können, wird zu Beginn die Aufgabe des Ausländerrechts im All-

gemeinen kurz beschrieben. Zudem wird die bisherige Entwicklung der verschiedenen 

Rechtsnormen erläutert und es erfolgt eine Vorstellung der Hauptziele des Asylverfah-

rensbeschleunigungsgesetzes. 

2.1 Aufgabe des Ausländerrechts 

Das Ausländerrecht regelt die Rechtsstellung von Ausländern und legt dazu insbeson-

dere Voraussetzungen für die Einreise und den Aufenthalt dieser Personen fest. Es 

dient überdies der Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung, der Integration von 

Ausländern sowie der Erfüllung der humanitären Verpflichtungen der BRD.10 Es han-

delt sich um „ein Sonderrecht für Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit.“11 

Eine Legaldefinition für den Begriff „Ausländer“ findet sich im § 2 Abs. 1 AufenthG. Da-

nach ist Ausländer, wer nicht Deutscher im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG ist. „Deut-

scher“ im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG ist jeder, der die deutsche Staatsangehörigkeit 

besitzt, unabhängig davon, ob diese durch Geburt, durch spätere Erklärung, durch An-

nahme als Kind oder durch Einbürgerung erlangt wurde. Auch EU-Bürger und Staaten-

lose gelten entsprechend der Negativdefinition in § 2 Abs. 1 AufenthG als Ausländer.12  

Hieraus ergibt sich das breite Anwendungsspektrum des Ausländerrechts. Es umfasst 

verschiedene Regelungen, nicht nur in Bezug auf die Flüchtlinge, sondern auch zum 

Umgang mit ehemaligen Gastarbeitern und deren Familien, Inländern ohne deutsche 

Staatsbürgerschaft, Asylbewerbern und subsidiären Schutz suchenden Personen. 

2.2 Historischer Überblick über die Rechtsquellen 

Das deutsche Ausländerrecht besteht aus einer Reihe von Regelungen auf allen Stu-

fen der Normenhierarchie. Es gelten Vorschriften des Europa- und des Völkerrechts, 

ebenso wie das Grundgesetz, einfache Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvor-

schriften. Anfangs war das Rechtsgebiet deutlich überwiegend national geprägt und ist 

historisch-systematisch dem besonderen Polizeirecht zuzuordnen. Es galt ein strenger 

Maßstab, wonach der Aufenthalt zum Zweck der unselbstständigen Erwerbstätigkeit 

                                                

10 Vgl. § 1 Abs. 1 AufenthG. 
11 Vgl. Dienelt, 2016, S. XI. 
12 Vgl. Hailbronner, 2017, Rn. 24. 
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nur als Ausnahme unter den Voraussetzungen einer Rechtsverordnung erlaubt werden 

konnte.13  

Das Völkerrecht hat eine zunehmende Rolle gespielt, indem durch Assoziierungsab-

kommen der EU mit einzelnen Ländern (z. B. Serbien, Kosovo, Marokko und Tunesien) 

Rechte für Drittstaatsangehörige geschaffen wurden, welche vorrangig vor dem natio-

nalen Recht anzuwenden sind. Speziell aus dem Völkervertragsrecht erhielten die so-

genannte Genfer Flüchtlingskonvention und die EMRK einen hohen Stellenwert.14  

2005 wurden dann mit dem Zuwanderungsgesetz neben vielfältigen Gesetzesände-

rungen auch das Aufenthaltsgesetz und das Freizügigkeitsgesetz eingeführt. Hierdurch 

sollten Gestaltungsspielräume für die kontrollierte Zuwanderung erweitert und die In-

tegration der Migranten geregelt werden. Wesentliche Neuerungen waren die Umstruk-

turierung der Aufenthaltstitel sowie die Aufnahme von Integrationsbedingungen im Auf-

enthaltsgesetz, wobei erstmals spezielle Pflichten und Rechtsansprüche, wie die Teil-

nahme an Sprachkursen und Integrationskursen, normiert wurden.15 

Eine grundlegende Reformierung des Ausländerrechts brachte 2007 das Richtli-

nienumsetzungsgesetz, mit welchem vordergründig aufenthalts- und asylrechtliche EU-

Richtlinien in nationales Recht umgesetzt werden sollten. Es folgten weitere Änderun-

gen unter anderem auf dem Gebiet der Arbeitsmigration, der Bekämpfung der 

Zwangsheirat, der Aufenthaltsbeendigung und des Freizügigkeitsrechts bis ca. 2013.16 

Zu den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zählen z. B. die 2009 für das Aufenthalts-

gesetz, das Freizügigkeitsgesetz und das Gesetz über das Ausländerzentralregister 

erlassenen Regelungen17. 

Die Umsetzung von EU-Richtlinien machte einen großen Teil der Weiterentwicklung 

des Ausländerrechts aus, dies wird auch als „Europäisierung des deutschen Asyl- und 

Ausländerrechts“18 bezeichnet. Hierbei mussten vor allem die Normen über die Aner-

kennung des Anspruchs von Drittstaatlern auf internationalen Schutz angepasst und 

ein einheitlicher Status für Flüchtlinge geschaffen werden. Auch Regelungen für sub-

sidiär schutzbedürftige Personen und die Bedeutung dieses zu gewährenden Schutzes 

mussten angeglichen werden. Der Zugang zum Arbeitsmarkt wurde z. B. durch neue 

                                                

13 Vgl. Hailbronner, 2017, Rn. 25. 
14 Vgl. Dienelt, 2016, S. XII. 
15 Vgl. Hailbronner, 2017, Rn. 25. 
16 Vgl. ebd., Rn. 26. 
17 Vgl. Dienelt, 2016, S. XII. 
18 Ebd., S. XI. 
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Aufenthaltstitel, eine Lockerung räumlicher Beschränkungen und raschere Zugangs-

möglichkeiten erleichtert.19  

Die Rechtstellung von Ausländern wurde 2015 zunächst weiter verbessert, indem 

ihnen unter anderem der Rechtsanspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis für nachhaltig 

integrierte, geduldete Ausländer eingeräumt wurde. Das Ausweisungsrecht wurde so 

angepasst, dass an Stelle von zwingenden Regel- und Ermessensausweisungen eine 

Abwägung der Ausweisungs- und Bleibeinteressen erfolgen sollte. Darauf folgend wur-

de schließlich das AsylVfBG als Reaktion auf die dramatisch steigenden Zuwande-

rungszahlen von Flüchtlingen verabschiedet.20  

2.3 Wesentliche Ziele des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes 

Eine unbegrenzte Pflicht zur Aufnahme von Zuwanderern gibt es weder gesetzlich 

noch moralisch. Jede demokratische Gesellschaft ist dazu legitimiert, die Rahmenbe-

dingungen für die Einwanderung zu definieren.21  

Die Regierung und der Gesetzgeber standen angesichts der Flüchtlingskrise vor der 

Aufgabe, die begrenzten Steuerungsmöglichkeiten von Flucht und Migration möglichst 

wirksam anzuwenden. Hierzu zählt zum einen die Vermittlung eines deutlich begrenz-

ten Rechtsrahmens für die Gewährung von Zuflucht, um Fehlanreize zu vermeiden. 

Auch illegale Zuwanderung und illegale Aufenthalte müssen mit Hilfe geeigneter In-

strumente bekämpft werden. Zum anderen müssen die Handlungs- und Gestaltungs-

spielräume der Behörden und der Zivilgesellschaft an die neue Situation angepasst 

werden. Dazu gilt es, unzureichende personelle Ressourcen effektiv einzusetzen und 

gesetzliche Rahmenregelungen zu schaffen, um sachliche Ressourcen, wie z. B. die 

Unterkünfte, zeitnah bereitstellen zu können.22 

Das AsylVfBG bezweckt organisatorische Veränderungen in Bezug auf das Asylverfah-

ren, Beschränkungen für Asylsuchende ohne Bleibeperspektive beim Arbeitsmarktzu-

gang, Leistungseinschränkungen und bessere Möglichkeiten zur schnellen Registrie-

rung und Verfahrensbeschleunigung. Dadurch soll die Zuwanderung wieder besser 

kontrolliert werden können und durch eine Beschleunigung der Rückführungsverfahren 

ein Rückgang der Zuwanderungszahlen bewirkt werden.23  

                                                

19 Vgl. Hailbronner, 2017, Rn. 27. 
20 Vgl. ebd., Rn. 28. 
21 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 337. 
22 Vgl. ebd., S. 338. 
23 Vgl. Hailbronner, 2017, Rn. 28. 
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Neben der finanziellen Entlastung der Länder und Kommunen24, verfolgt das Geset-

zespaket im Wesentlichen vier Ziele25: 

1. Die Vorschriften über die Errichtung von Flüchtlingsunterkünften sollen ent-
schärft und somit ein zügiges, zeitnahes Handeln ermöglicht werden. 

2. Die Integration der Zuwanderer mit Bleibeperspektive soll verstärkt werden, in-
dem z. B. Sprach- und Integrationskurse geöffnet werden. Auch der Arbeits-
marktzugang und die Beteiligung an sportlichen und anderen kulturellen Aktivi-
täten sollen erleichtert werden.  

3. Die Verfahren sollen beschleunigt werden, sodass die Flüchtlinge mit Bleibe-
perspektive schnell integriert und diejenigen ohne Bleibeperspektive zur Aus-
reise gebracht werden können. 

4. Es sollen etwaige Fehlanreize reduziert werden, damit Zuwanderer, die nicht 
politisch verfolgt werden und nicht aus einem Bürgerkriegsland kommen, gar 
nicht erst einreisen bzw. das Land schnell wieder verlassen.  

Somit ergibt sich die übergeordnete Zielsetzung von schnelleren und strengeren Ver-

fahren, welche mit Hilfe einzelner Änderungen realisiert werden soll. Die konkreten 

Maßnahmen werden im Folgenden vorgestellt.  

                                                

24 Vgl. Bundesregierung, 2015. 
25 Vgl. Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, 2015. 
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3 Gesetzliche Änderungen in den Bereichen Registrierung, 
Unterbringung und Integration und deren Auswirkungen 

Für die praktische Bewältigung der Einreise von so zahlreichen schutzsuchenden 

Menschen wie 2015, bedarf es verwaltungsverfahrensrechtlicher und praktischer Maß-

nahmen. Dazu gehören die Registrierung der Zuwanderer, die rasche Erledigung von 

Anerkennungsverfahren sowie die Bereitstellung von Erstaufnahmeeinrichtungen und 

die Versorgung. Dies stellt für die Gesellschaft eine enorme Integrationsleistung dar, 

bei der das soziale und kulturelle Handeln angepasst und das zivilgesellschaftliche 

Engagement verstärkt werden muss.26  

Zwar kann der Gesetzgeber in einem föderalen Staat diese Voraussetzungen nicht 

garantieren, allerdings kann eine Unterstützung durch Anreize politischer und wirt-

schaftlicher Art erfolgen. So trägt der Bund mit einem Pauschalbetrag von ca. 670 Euro 

monatlich pro Flüchtling27 zu einer finanziellen Entlastung der Länder und Kommunen 

bei und ermöglicht eine bessere Umsetzung der Maßnahmen. Auch die gesetzlichen 

Vorgaben für die Aufnahme und Registrierung der Flüchtlinge wurden im Sinne der 

Effektivität und Effizienz verändert.28  

3.1 Gesetzliche Neuregelungen 

Unmittelbar nach der Einreise eines Schutzsuchenden muss er schnellstmöglich regis-

triert und in einer Aufnahmeeinrichtung untergebracht werden. Entsprechend der Ziel-

setzung des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes soll auch die Integration von 

Personen mit Bleibeperspektive frühzeitig erfolgen. In diesem Kapitel werden die ge-

setzlichen Änderungen bezüglich der Registrierung, der Unterbringung und der Integra-

tion im Einzelnen vorgestellt. 

3.1.1 Registrierung 

Auf dem Gebiet der Registrierung bringt der Art. 1 Nr. 20 AsylVfBG in Verbindung mit 

§ 63a AsylG a. F. (vorher Asylverfahrensgesetz29) eine Neuerung mit sich. Es wird eine 

„Bescheinigung über die Meldung Asylsuchender“, kurz BüMA, eingeführt. Sie soll ge-

mäß § 63a Abs. 1 AsylG a. F. folgende Bestandteile enthalten: 

• Angaben zur Person, 

• Lichtbild des Ausländers, 

                                                

26 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 337. 
27 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 57. 
28 Vgl. Thym, 2015, S. 1625 f. 
29 Vgl. Art. 1 Nr. 1 AsylVfBG. 
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• Bezeichnung der Aufnahmeeinrichtung, in die sich der Ausländer zur Antrag-
stellung unverzüglich begeben hat. 

Die Gültigkeitsdauer ist nach § 63a Abs. 2 AsylG a. F. in der Regel auf maximal einen 

Monat begrenzt, Verlängerungen sind ausnahmsweise möglich. Die Zuständigkeiten 

für die Ausstellung und Verlängerung regelt § 63a Abs. 3 AsylG a. F.  

3.1.2 Unterbringung 

Ein zentraler Regelungsinhalt für den Bereich der Unterbringung findet sich in Art. 1 Nr. 

15 AsylVfBG, welcher den § 47 Abs. 1 AsylG ändert und einen § 47 Abs. 1a AsylG 

anfügt. Hier geht es um die Regelaufenthaltsdauer in Erstaufnahmeeinrichtungen. Die-

se wird mit dem neuen Gesetz von ursprünglich drei auf sechs Monate angehoben.  

Der § 47 AsylG fixiert eine Verpflichtung des Ausländers zum Wohnen in der jeweils für 

ihn zuständigen Aufnahmeeinrichtung im Sinne der „Beschleunigung, Straffung und 

Effektuierung des Asylverfahrens.“30  

Betroffen von dieser Regelung sind asylbegehrende Ausländer nach § 14 Abs. 1 

AsylG. Ausnahmen gelten z. B. für die in § 14 Abs. 2 AsylG aufgeführten Ausländer, für 

unbegleitete minderjährige Ausländer und Folgeantragsteller31. Die Sechsmonatsfrist 

bildet eine absolute Obergrenze, nach Ablauf der Frist sieht der § 47 AsylG keine Opti-

on zur zeitlichen Ausdehnung vor32. 

Für Ausländer aus sicheren Herkunftsstaaten gilt davon abweichend der neue § 47 

Abs. 1a AsylG, wonach diese Personen sogar bis zum Abschluss des Verfahrens in 

den Aufnahmeeinrichtungen bleiben müssen. Die Pflicht endet in diesen Fällen also 

erst, wenn das BAMF über den Antrag entschieden hat oder im Falle der Ablehnung 

nach §§ 29a oder 29 Abs. 1 Nr. 1 AsylG a. F. mit der Ausreise bzw. Abschiebung. 

Dann kann die Verpflichtung also auch länger als sechs Monate bestehen.33  

Es besteht jedoch keine Rechtspflicht der Länder zur Unterbringung von Ausländern 

aus sicheren Herkunftsstaaten in den Einrichtungen. Sie handeln unter Berücksichti-

gung der vorhandenen Kapazitäten.34 

Der § 59a Abs. 1 S. 2 AsylG bezüglich der Residenzpflicht wurde durch den Art. 1 Nr. 

19 AsylVfBG angepasst. Demnach erlischt die räumliche Beschränkung nicht mehr 

automatisch, wenn sich der Ausländer drei Monate ununterbrochen erlaubt, geduldet 

oder gestattet im Bundesgebiet aufhält. Stattdessen besteht die räumliche Beschrän-

                                                

30 Kluth/Heusch, 2016, AsylG § 47 Rn. 1. 
31 Vgl. Kluth/Heusch, 2016, AsylG § 47 Rn. 2 f. 
32 Vgl. ebd., AsylG § 47 Rn. 9 f. 
33 Vgl. ebd., AsylG § 47 Rn. 12a. 
34 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 34. 
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kung so lange fort, wie der Ausländer zum Wohnen in der für ihn zuständigen Aufnah-

meeinrichtung verpflichtet ist, also längstens für sechs Monate. 

Die Abschiebung vollziehbar Ausreisepflichtiger aus humanitären Gründen kann durch 

die Landesregierung nach Art. 3 Nr. 10 Buchst. a AsylVfBG in Verbindung mit § 60a 

Abs. 1 AufenthG nur noch für maximal drei Monate ausgesetzt werden. 

Darüber hinaus soll die Unterbringung von Asylbewerbern und Flüchtlingen insbeson-

dere in winterfesten Quartieren erleichtert werden, indem durch Art. 6 AsylVfBG in 

Verbindung mit § 246 BauGB Abweichungen von bauplanungsrechtlichen Standards 

ermöglicht wurden und nach Art. 9 AsylVfBG Sonderregelungen im § 9a EEWärmeG 

zum Einsatz erneuerbarer Energien und zu den Anforderungen an Wärmeschutz ein-

geführt wurden.  

Der § 246 Abs. 8 BauGB beinhaltet, dass von der Voraussetzung des Einfügens in die 

Eigenart der näheren Umgebung bei Vorhaben im unbeplanten Innenbereich nach § 34 

Abs. 3a S.1 BauGB bis zum 31. Dezember 2019 abgewichen werden darf. Durch die 

Änderung erstreckt sich diese Möglichkeit auf alle baulichen Anlagen, die zulässiger-

weise errichtet wurden und der Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden 

dienen. Die neu angefügten § 246 Abs. 11 bis 17 BauGB enthalten weitere vorüberge-

hende Sonderregelungen für die Bereitstellung von Aufnahmeeinrichtungen, Gemein-

schaftsunterkünften oder sonstigen Unterkünften für Flüchtlinge oder Asylbegehrende.  

Der neue § 9a Abs. 1 EEWärmeG befreit zudem die öffentliche Hand für eine Dauer 

von drei Jahren von den Verpflichtungen des § 3 Abs. 2 EEWärmeG. Auch die Gewäh-

rung einer Ausnahme in Bezug auf die Pflichten des § 3 Abs. 1 EEWärmeG durch die 

zuständige Landesbehörde ist nach § 9a Abs. 2 EEWärmeG möglich. Durch § 9a Abs. 

3 EEWärmeG wird die Schaffung von Unterkünften in Containern erleichtert, da die 

bestehende Ausnahmeregelung bezüglich des § 4 Nr. 6 EEWärmeG von zwei auf fünf 

Jahre Nutzungsdauer erweitert wird.  

Der durch Art. 1 Nr. 13 AsylVfBG hinzugefügte § 45 Abs. 2 AsylG lässt außerdem eine 

Kooperation von zwei oder mehr Bundesländern bei der Aufnahme von Asylbegehren-

den zu. Eine entsprechende Vereinbarung muss Angaben zum Umfang der betroffe-

nen Personengruppe enthalten und einen Kostenausgleich vorsehen. Die Aufnah-

mequoten nach § 45 Abs. 1 AsylG bleiben von der Vereinbarung unberührt.  

3.1.3 Integration 

Um eine bessere Integration der Flüchtlinge zu ermöglichen, wurden Änderungen in 

Bezug auf die Integrations- und Sprachkurse vorgenommen. 
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Der neue § 44 Abs. 4 S. 2 AufenthG, geändert durch Art. 3 Nr. 6 Buchst. a AsylVfBG, 

enthält eine Regelung, nach der bestimmten Personengruppen im Rahmen der verfüg-

baren Kapazitäten der Zugang zu Integrationskursen eröffnet werden kann, es besteht 

also ein Ermessensspielraum. 

Diese Möglichkeit ist zum einen anwendbar auf eingebürgerte oder emigrierte deut-

sche Staatsangehörige. Die Formulierung „ausreichende deutsche Sprachkenntnisse“ 

entspricht gemäß § 2 Abs. 11 AufenthG dem Niveau B1. Das Vorliegen dieses Niveaus 

muss auf Antrag festgestellt und die „besondere Integrationsbedürftigkeit“ individuell 

beurteilt werden.35  

Zum anderen werden auch Ausländer erfasst, welche über eine Aufenthaltsgestattung 

nach § 55 AsylG verfügen und bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt 

zu erwarten ist. Darüber hinaus können auch Geduldete nach § 60a Abs. 2 S. 3 Auf-

enthG oder Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG auf Grund 

dieser Regelung zu Integrationskursen zugelassen werden.36  

Die Ausnahme in § 44 Abs. 4 S. 3 AufenthG, wonach Asylbewerber aus sicheren Her-

kunftsstaaten von der Zulassung zu den Kursen ausgeschlossen sind, erklärt sich da-

mit, dass ein rechtmäßiger, dauerhafter Aufenthalt bei ihnen nicht zu erwarten ist.  

Mit dem Art. 3 Nr. 7 AsylVfBG wird darüber hinaus ein neuer § 45a AufenthG zur be-

rufsbezogenen Deutschsprachförderung als ergänzende Integrationsmaßnahme einge-

fügt. Diese sollte auf den allgemeinen Sprachkenntnissen aus den Integrationskursen 

aufbauen und darüber hinaus gehen. Die Koordination und Durchführung der Förde-

rung obliegt dem BAMF, da es bereits seit 2009 Erfahrungen in dem Bereich durch das 

ESF-BAMF-Programm zur berufsbezogenen Sprachförderung machen konnte37. Das 

BAMF kann sich der Hilfe privater oder öffentlicher Träger bedienen. Sofern ein Aus-

länder Leistungen nach dem SGB II bezieht und seine Teilnahme an der berufsbezo-

genen Deutschsprachförderung durch die Eingliederungsvereinbarung vorgesehen ist, 

ist er zu dieser Teilnahme verpflichtet. 

Von der Maßnahme ausgeschlossen sind nach § 45a Abs. 2 S. 3 f. AufenthG Auslän-

der mit einer Aufenthaltsgestattung, bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Auf-

enthalt nicht zu erwarten ist, und Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten.  

Der § 45a Abs. 3 AufenthG enthält eine Verordnungsermächtigung für das Bundesmi-

nisterium für Arbeit und Soziales. Davon hat das BMAS Gebrauch gemacht und die 

Verordnung über die berufsbezogene Deutschsprachförderung erlassen. Diese enthält 
                                                

35 Vgl. Kluth/Heusch/Eichenhofer, 2016, AufenthG § 44 Rn. 17. 
36 Vgl. ebd. 
37 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 49. 
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unter anderem weitere allgemeine Bestimmungen, Rahmenbedingungen für die Teil-

nahme, Vorschriften zu Struktur, Dauer und Inhalten der Förderung, zur Zulassung der 

Träger und zur Kostenerstattung.38 

Der neue § 421 SGB III sieht für die Teilnahme an Sprachkursen eine Förderung durch 

die Agentur für Arbeit vor. Voraussetzungen hierfür sind, dass: 

• ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist,  

• die Teilnahme zur Eingliederung notwendig ist und  

• die Maßnahme bis zum 31. Dezember 2015 angetreten wird.  

Die Ausländer können bis zu acht Wochen an der Maßnahme teilnehmen. Den Trä-

gern können, sofern sie angemessen leistungsfähig und zuverlässig sind, als Maß-

nahmenkosten die Personal- und Sachmittel sowie Fahrtkosten der Teilnehmer erstat-

tet werden.  

3.2 Auswirkungen  

Diese Vielzahl an gesetzlichen Neuregelungen in den einzelnen Bereichen wird im 

Folgenden hinsichtlich ihrer Auswirkungen und der Bedeutung für die Praxis erläutert.  

3.2.1 Registrierung 

Mit Hilfe der BüMA wird dem asylbegehrenden Ausländer ein Nachweis über die beab-

sichtigte Asylantragstellung ausgehändigt. Dieser Ankunftsnachweis berechtigt ihn, 

sich in die zuständige Aufnahmeeinrichtung zu begeben und einen Asylantrag bei der 

zuständigen Außenstelle des BAMF zu stellen.39  

Eine Schwachstelle der BüMA ist ihr relativ geringer Beweiswert. Sie wird ohne doku-

mententechnische Sicherungselemente, wie z. B. Wasserzeichen, ausgestellt und nicht 

durch die Abnahme von Fingerabdrücken gesichert. Die Identität beruht lediglich auf 

den Angaben des Ausländers. Folglich gilt sie auch nicht als Passersatz.40  

Trotzdem kommt ihr in der behördlichen Praxis eine positive Wirkung zu, da somit der 

Status des Ausländers leichter dargelegt werden kann. Auch die bürokratische Belas-

tung auf Grund der Erstellung wird durch den Nutzen der BüMA ausgeglichen, da die 

Asylbewerber vorher erst mehrere Monate nach ihrer ersten Registrierung eine Be-

scheinigung über die Aufenthaltsgestattung erhielten.41 

                                                

38 Vgl. Kluth/Heusch/Eichenhofer, 2016, AufenthG § 45a Rn. 10 f. 
39 Vgl. Kluth/Heusch/Neundorf, 2016, AsylG § 63a Rn. 1. 
40 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 35. 
41 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 339. 
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3.2.2 Unterbringung 

Ziel der verlängerten Regelaufenthaltsdauer nach dem neuen § 47 AsylG ist vor allem 

eine kurzfristige Erreichbarkeit des Ausländers für Behörden und Gerichte. Es soll si-

chergestellt werden, dass er für persönliche Vorsprachen gemäß § 25 AsylG zur Ver-

fügung steht, ohne dass ein großer organisatorischer und verfahrensmäßiger Mehr-

aufwand entsteht42. Es soll eine „abschließende und im Ergebnis schnellere Bearbei-

tung der Asylverfahren noch während des Aufenthalts in einer Erstaufnahmeeinrich-

tung“43 erreicht werden.  

Der Zweck der Ausnahmevorschrift für Angehörige sicherer Herkunftsstaaten ent-

spricht dem Willen, die Asylverfahren von Personen mit geminderter Schutzbedürftig-

keit zügiger bearbeiten zu können und deren Aufenthalt schnellstmöglich zu been-

den44. Insbesondere dieser neue § 47 Abs. 1a AsylG bildet eine Annäherung an die 

politisch angestrebten „Registrierungszentren“. Dort soll ein beschleunigtes Asylverfah-

ren ermöglicht werden, welches innerhalb von drei Wochen inklusive Rechtsmitteln 

beendet sein soll. Auch hier müssten die benötigten Ressourcen durch das BAMF ge-

stellt werden, um die kurzfristige Antragsbearbeitung zu verwirklichen.45 

Der neue § 47 AsylG ist verfassungs- und europarechtlich nicht zu beanstanden, so-

fern die Lebensverhältnisse in den Erstaufnahmeeinrichtungen angemessen sind. Als 

Vorgabe ist beispielsweise zu beachten, dass Minderjährigen nach drei Monaten Auf-

enthalt die Teilnahme an Bildungsangeboten ermöglicht werden muss. Dabei kann der 

Unterricht in den Aufnahmeeinrichtungen stattfinden und eine spezielle Vorbereitung 

auf den späteren Schulbesuch einschließen. Auch der Schutz, z. B. vor sexuellen 

Übergriffen, und der Zugang zu Freizeitangeboten müssen gewährleistet werden.46 

Die Neuregelung der Aufenthaltsdauer in Erstaufnahmeeinrichtungen bildet eine Reak-

tion auf die enorm gestiegenen Antragszahlen, welche einer entsprechend längeren 

Bearbeitungszeit bedürfen. Ihre Umsetzung erfordert eine ausreichende Aufnahmeka-

pazität in den Ländern, im Gegensatz zu der bislang üblichen Praxis, Ausländer nach 

wenigen Wochen an die Kommunen zur dezentralen Unterbringung weiterzugeben47. 

Stattdessen sollen die Kommunen nur für die Unterbringung von Ausländern mit positiv 

abgeschlossenen Verfahren verantwortlich sein48. 

                                                

42 Vgl. Kluth/Heusch, 2016, AsylG § 47 Rn. 1. 
43 BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 33. 
44 Vgl. ebd. 
45 Vgl. Thym, 2015, S. 1626. 
46 Vgl. ebd. 
47 Vgl. ebd. 
48 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 339. 
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Durch den neuen § 59a Abs. 1 S. 2 AsylG wird die Residenzpflicht lediglich an die 

mögliche Höchstaufenthaltsdauer in Aufnahmeeinrichtungen angepasst. Verfassungs-

rechtlich ist diese Regelung insbesondere nicht zu beanstanden, weil das Freizügig-

keitsrecht aus Art. 11 GG nur den deutschen Staatsangehörigen zusteht und auch die 

allgemeine Handlungsfreiheit laut dem Bundesverfassungsgericht49 keine andere Ent-

scheidung begründet. Die Zuteilung von Asylbewerberbern zu einem festgelegten Ort 

ist auch europarechtlich ausdrücklich in Art. 7 Abs. 1 Aufnahme-Richtlinie anerkannt.50 

Der § 60a Abs. 1 AufenthG gibt den obersten Landesbehörden die Möglichkeit, die 

Abschiebung bestimmter Zuwanderergruppen auszusetzen, wenn völkerrechtliche oder 

humanitäre Gründe oder die politischen Interessen der BRD dies rechtfertigen. Um 

einen bundeseinheitlichen Verwaltungsvollzug zu erreichen, soll die Zeitspanne, in der 

die oberste Landesbehörde die Abschiebungsaussetzung ohne das Einvernehmen des 

BMI bestimmen kann, auf höchstens drei Monate verkürzt werden. Diese Frist er-

scheint trotzdem noch als angemessen, um auf die humanitäre Situation zu reagie-

ren.51 

Durch die Änderungen im BauGB und EEWärmeG wurden den Ländern und Kommu-

nen weite Gestaltungsmöglichkeiten eingeräumt, um zeitnah Umnutzungs- und Neu-

baumaßnahmen planen, genehmigen und durchführen zu können52.  

Mit der Änderung des § 246 Abs. 8 BauGB wird die Möglichkeit des Abweichens vom 

Einfügen in die nähere Umgebung erweitert. Zuvor umfasste die Regelung lediglich 

Verwaltungs-, Büro- und Geschäftsräume. Durch die Änderung kommen z. B. Schulen 

und Krankenhäuser hinzu, welche infolgedessen leichter für die Unterbringung nutzbar 

gemacht werden können53. Weite Handlungsspielräume werden auch durch § 246 Abs. 

11 bis 17 BauGB eingeräumt, sodass zeitnah und möglichst problemlos auf den mas-

siven Zustrom der Flüchtlinge und Asylbegehrenden bauplanungsrechtlich reagiert 

werden kann.  

Bei einer Nutzungsänderung von bereits errichteten öffentlichen Gebäuden im Eigen-

tum der öffentlichen Hand, welche grundlegend renoviert werden, müssen vorerst nicht 

mehr anteilig erneuerbare Energien zur Deckung des Wärme- und Kälteenergiebedarfs 

eingesetzt werden. Darüber hinaus wird ein Befreiungsantrag nach § 9 Abs. 1 EEWär-

meG erleichtert, da die zuständige Landesbehörde bei Aufnahmeeinrichtungen oder 

Gemeinschaftsunterkünften von einer unbilligen Härte ausgehen kann. Dies entspricht 

                                                

49 Vgl. BVerfG, Beschluss v. 10.04.1997, Az. 2 BvL 45/92, Leitsatz 1. 
50 Vgl. Thym, 2015, S. 1626. 
51 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 50. 
52 Vgl. Bundesregierung, 2015. 
53 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 54. 
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der Voraussetzung für eine Befreiung und beschleunigt die Bearbeitung. Außerdem ist 

die öffentliche Hand bei Containern, welche unter den § 4 Nr. 6 EEWärmeG fallen, 

auch dann von § 3 Abs. 1 und 2 EEWärmeG befreit, wenn die Nutzungsdauer der Con-

tainer bis zu fünf Jahre beträgt und sie als Aufnahmeeinrichtung oder Gemeinschafts-

unterkunft dienen.54 

Mit der gestärkten Verwaltungszusammenarbeit nach § 45 Abs. 2 AsylG sollen im Hin-

blick auf die Unterbringung günstigere, kooperative Lösungen ermöglicht werden, ohne 

die Prinzipien der Lastenverteilung zu verändern. Es können zeitweilige Engpässe bei 

den Aufnahmekapazitäten überbrückt oder größere Einheiten an einzelnen Standorten 

zur Verfügung gestellt werden, wenn dies logistisch oder kostentechnisch sinnvoller ist. 

So haben die Länder die Möglichkeit, die Aufnahme, auch bei regional unterschiedlich 

belasteten Wohnungsmärkten, zu ermöglichen und zu gestalten.55  

Wie in § 45 Abs. 2 S. 3 AsylG ausdrücklich festgelegt wird, bleibt die Aufnahmequote 

von der Vereinbarung unberührt. Das heißt, dass das abgebende Land durch die Un-

terbringung der Asylbewerber in dem anderen, aufnehmenden Land, seiner eigenen 

Verpflichtung im föderalen System nachkommt. Aus diesem Grund trägt das abgeben-

de Land auch die Kosten.56  

3.2.3 Integration 

Die Novellierung des § 44 Abs. 4 S. 2 AufenthG soll die Integrationschancen der Asyl-

bewerber und Geduldeten nach § 60a Abs. 2 S. 3 AufenthG steigern und überflüssige 

Folgekosten vermeiden. Der Besuch der Kurse gilt als zentrale Voraussetzung für die 

wirtschaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Integration.57 

Die Voraussetzung, dass ein „rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten 

ist“, wird nicht näher konkretisiert, weshalb in der Praxis hohe Anerkennungsquoten 

oder stichhaltige Einzelfallprognosen maßgeblich sein werden. Ein Freihalten der ver-

fügbaren Kursplätze für Interessierte aus Syrien, Irak und Eritrea erscheint beispiels-

weise als ordnungsgemäße Ermessensausübung, da die Anerkennungsquoten für die-

se Länder sehr hoch sind58 und nur eine sehr begrenzte Anzahl an Kursplätzen zur 

Verfügung steht.59 Da für 2016 mit mehr als 300.000 Teilnehmern gerechnet wird, sol-

len kurzfristig 33.000 zusätzliche Kursplätze geschaffen werden60. 

                                                

54 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 58. 
55 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 339. 
56 Vgl. Kluth/Heusch, 2016, AsylG § 45 Rn. 8. 
57 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 48. 
58 Siehe Anhang. 
59 Vgl. Thym, 2015, S. 1627. 
60 Vgl. Kluth/Heusch/Eichenhofer, 2016, AufenthG § 44 Rn. 17. 
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Ziel der neuen berufsbezogenen Deutschsprachförderung nach § 45a AufenthG ist die 

Vermittlung berufsbezogener Sprachkenntnisse, um die Ausländer für die Aufnahme 

einer selbstständigen oder nichtselbstständigen Erwerbstätigkeit zu qualifizieren und 

eine Integration in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen61. Damit wird dem Interesse der 

Wirtschaft entsprochen, welche die mangelnden Deutschkenntnisse der Zuwanderer 

als häufige Ursache für das Scheitern deren Ausbildung benannt hatte62. Die berufsbe-

zogene Sprachförderung und die Integrationskurse sollen in ein „offenes, modularisier-

tes Gesamtprogramm Sprache überführt werden“63, um eine systematische und aufei-

nander abgestimmte Sprachförderung zu ermöglichen.  

Die Verordnungsermächtigung in § 45a Abs. 3 AufenthG ermöglicht dem BMAS die 

Festlegung von Einzelheiten der berufsbezogenen Deutschsprachförderung. Es benö-

tigt zwar nicht die Zustimmung des Bundesrats, muss aber im Einvernehmen mit dem 

BMI entscheiden. So kann die angestrebte Weiterentwicklung der Sprachförderung 

umfassend und dauerhaft vollzogen werden.64 

Angesichts der hohen Zuwanderungszahlen wird der Bundesagentur für Arbeit mit Hilfe 

des § 421 SGB III die Option eingeräumt, Angebote für die Vermittlung von Grund-

kenntnissen der deutschen Sprache zu fördern. Somit kann die spätere Integration der 

Asylbewerber in den Arbeitsmarkt erleichtert und beschleunigt werden. 

Die Öffnung der Sprach- und Integrationskurse bringt aber nicht nur positive Wirkungen 

mit sich. Zwar wird so eine bessere und schnelle Integration gewährleistet, die im Falle 

der tatsächlichen Bewilligung sinnvoll und erwünscht ist. Andererseits besteht aber die 

Möglichkeit, dass dadurch eine eventuelle spätere Abschiebung erschwert wird oder 

dass sich ein neuer Anreiz zur Einreise nach Deutschland etabliert. Es besteht mithin 

ein Zwiespalt zwischen einzelfallbezogener Förderung der Integration und zukunftsori-

entierter Steuerung der Migration.65  

                                                

61 Vgl. Kluth/Heusch/Eichenhofer, 2016, AufenthG § 45a Rn. 2. 
62 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 342. 
63 BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 49. 
64 Vgl. Huber/Göbel-Zimmermann, 2016, AufenthG § 45a Rn. 3. 
65 Vgl. Thym, 2015, S. 1627. 
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4 Die Ausweitung sicherer Herkunftsstaaten und deren Aus-
wirkungen 

Fast die Hälfte aller Asylanträge im ersten Halbjahr von 2015 wurde von Zuwanderern 

aus den Westbalkanstaaten gestellt. Der dann zu verzeichnende Rückgang der Zahlen 

ist durch eine Fülle an Aktionen erreicht worden, die z. B. Informationsmaßnahmen, 

eine zügigere Antragsbearbeitung im BAMF, konsequente Rückführungen im Falle der 

Ablehnung und die Festlegung weiterer sicherer Herkunftsstaaten (Serbien, Bosnien-

Herzegowina und Mazedonien) umfassten. Damit wurde deutlich, dass gesetzliche 

Anpassungen zusammen mit praktischen Maßnahmen die Zuwanderungsmassen 

wirksam eindämmen können.66  

4.1 Gesetzliche Neuerungen 

Wesentlich für die Erweiterung der Herkunftsstaatenliste ist der Art. 1 Nr. 35 AsylVfBG, 

welcher die Anlage II (zu § 29a) des Asylgesetzes um Albanien, Kosovo und Mon-

tenegro ergänzt.  

Der § 29a AsylG bezieht sich auf Art. 16a Abs. 3 S. 1 GG, welcher die Möglichkeit er-

öffnet, eine Liste sicherer Herkunftsstaaten gesetzlich zu bestimmen. Bei diesen Län-

dern erscheint auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen 

politischen Verhältnisse gewährleistet zu sein, dass dort weder politische Verfolgung, 

noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Behandlung stattfinden.  

Sichere Herkunftsstaaten sind gemäß § 29a Abs. 2 AsylG neben den Mitgliedsstaaten 

der EU die in Anlage II bezeichneten Staaten. Diese Liste umfasst mit Inkrafttreten des 

AsylVfBG folgende Staaten: 

• seit 199367: 

o Ghana, 

o Senegal, 

• seit 201468: 

o Bosnien und Herzegowina, 

o Mazedonien, ehemalige jugoslawische Republik, 

o Serbien, 

• seit 2015: 

                                                

66 Vgl. Thym, 2015, S. 1628. 
67 Vgl. Gesetz zur Änderung asylverfahrens-, ausländer- und staatsangehörigkeitsrechtlicher Vorschriften 
vom 30.06.1993. 
68 Vgl. Gesetz zur Einstufung weiterer Staaten als sichere Herkunftsstaaten und zur Erleichterung des 
Arbeitsmarktzugangs für Asylbewerber und geduldete Ausländer vom 31.10.2014. 
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o Albanien, 

o Kosovo, 

o Montenegro. 

Die Liste erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern soll Länder umfassen, 

aus denen auch tatsächlich Asylbewerber einreisen69. 

Zur Überprüfung der Kriterien des Art. 16a Abs. 3 GG wurden die jeweiligen Berichte 

des Auswärtigen Amtes sowie die Äußerungen von lokalen Menschenrechtsgruppen, 

vor Ort repräsentierten Nichtregierungsorganisationen und internationalen Organisatio-

nen herangezogen70. 

Der durch Art. 1 Nr. 9 Buchst. b AsylVfBG neu eingefügte § 29a Abs. 2a AsylG be-

gründet zudem eine Berichtspflicht der Bundesregierung gegenüber dem Bundestag. 

Dabei muss im Zweijahresrhythmus überprüft werden, ob die Voraussetzungen für die 

Einstufung als sicherer Herkunftsstaat weiterhin erfüllt sind. 

4.2 Auswirkungen 

Mit der Unterscheidung in sichere und unsichere Herkunftsstaaten existiert ein nützli-

ches Prinzip zur gerechten Verteilung der Flüchtlinge in der EU und zur Beschleuni-

gung und Entlastung von Asylverfahren, indem bei der Schutzbedürftigkeit zwischen 

mehreren Stufen unterschieden wird.71  

Grund für die neue Regelung in der Anlage II ist, dass die Kapazitäten für die Antrags-

bearbeitung verstärkt für tatsächlich schutzbedürftige Asylbewerber verfügbar sein soll-

ten. Auch eine Minderung der immensen Kosten für die Versorgung und Unterbringung 

von Asylsuchenden aus sicheren Herkunftsstaaten wird angestrebt. Ziel ist es, aus-

sichtslose Asylanträge der betroffenen Antragsteller schneller bearbeiten und deren 

Aufenthalt zeitnah beenden zu können.72  

Das Konzept des Art. 16a Abs. 3 GG soll der Verfahrensbeschleunigung dienen und 

verlangt vom Gesetzgeber die Einschätzung der Verfolgungssicherheit eines Staates73. 

Er hat dabei einen Einschätzungs- und Wertungsspielraum, welchen die Gerichte zu 

beachten haben74.  

Es gilt die Vermutung, dass ein Ausländer aus einem sicheren Herkunftsstaat nicht 

politisch verfolgt wird, wenn er diese nicht widerlegen kann. Sofern eine Verfolgung im 

                                                

69 Vgl. Kluth/Heusch, 2016, AsylG § 29a Rn. 29. 
70 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 37 ff. 
71 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 338. 
72 Vgl. Kluth/Heusch, 2016, AsylG Anlage II Rn. 3.  
73 Vgl. ebd., AsylG § 29a Rn. 1. 
74 BVerfG, Urteil v. 14.5.1996, Az. 2 BvR 1507/93, 2 BvR 1508/93, Rn. 89 f. 
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Einzelfall nicht anzunehmen ist, muss der Antrag nach § 29a Abs. 1 AsylG als offen-

sichtlich unbegründet abgelehnt werden. Die Verfahrensposition des Antragstellers ist 

damit erheblich geschwächt75. 

Zu beachten ist, dass eine Flüchtlingsanerkennung nicht gerechtfertigt ist, wenn der 

Staat prinzipiell gegen die Formen der nichtstaatlichen Verfolgung, wie z. B. die gesell-

schaftliche Diskriminierung von Minderheiten, vorgeht. Dies umfasst einen Schutz z. B. 

durch Strafverfolgung und Ahndung entsprechender Handlungen, sofern er dem An-

tragsteller zugänglich ist.76 

Die Regelung der sicheren Herkunftsstaaten begegnet auch europarechtlichen Anfor-

derungen, wobei sich das Flüchtlingsrecht sachlich auf jegliche Formen der individuel-

len Verfolgung im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention erstreckt. Auch die Gewäh-

rung subsidiären Schutzes ist von dem europäisierten Flüchtlingsrecht erfasst und bil-

det gegenwärtig die Grundlage für einen Großteil der Asylanerkennungen. Demzufolge 

orientiert sich die Einstufung sicherer Herkunftsstaaten auch vorwiegend an den bin-

denden Vorgaben des Art. 36 f. in Verbindung mit Anhang I der Richtlinie 

2013/32/EU.77  

Bei der konkreten Festlegung einzelner Staaten als sicherer Herkunftsstaat sind so-

wohl die inhaltlichen Anforderungen an die Sicherheitsvermutung als auch die Beweis-

standards für die Einstufung zu klären. Hierfür sind die EU-Voraussetzungen für die 

Erstellung nationaler Listen weitgehend mit der Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichts zu Art. 16a Abs. 3 GG vergleichbar. Demnach müssen eine „generelle 

und durchgängige“ Verfolgungssicherheit im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention 

und die Sicherheit vor individuellen Gefahren bestehen, wegen derer ein subsidiärer 

Schutz anerkannt werden könnte. Weitergehende nationale Abschiebeverbote, über 

den subsidiären Schutz hinaus, sind jedoch für die Festlegung prinzipiell irrelevant. 

Das ist insofern von Bedeutung, als dass die wenigen positiven Asylbescheide von 

Antragstellern aus den Westbalkanstaaten meistens im Zusammenhang mit solchen 

nationalen Abschiebehindernissen, wie z. B. Krankheiten oder außergewöhnliche Be-

dürfnisse, stehen.78 

Zwar wird durch die einheitliche Einstufung der Bearbeitungsaufwand des BAMF pro 

Antrag gemindert, allerdings nur in geringem Maße. Es ist auch fraglich, ob sich die 

Dauer des gesamten Verfahrens und des Aufenthalts dieser Antragsteller in Deutsch-

land spürbar verkürzt. Bereits vor der Neuregelung wurden Anträge von Ausländern 
                                                

75 Vgl. Kluth/Heusch, 2016, AsylG § 29a Rn. 36, 42 ff. 
76 Vgl. Thym, 2015, S. 1629. 
77 Vgl. ebd., S. 1628. 
78 Vgl. ebd. 
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aus Albanien, Kosovo und Montenegro schon meist als offensichtlich unbegründet ab-

gelehnt.79  

Inwiefern die Zahl aussichtsloser Asylbegehren tatsächlich abnimmt und ob die Länder 

und Kommunen hinsichtlich der Unterbringung und Versorgung der Asylsuchenden, 

insbesondere finanziell, entlastet werden, hängt in hohem Maße davon ab, wie viele 

Personen aus den neu eingestuften Staaten weiterhin einreisen. Wesentlich ist auch 

das Vorgehen bei abgelehnten Asylanträgen. Eine konsequente und zeitnahe Ab-

schiebung dient nicht nur der Aufenthaltsbeendigung des Ausländers, sondern bewirkt 

auch in den Herkunftsstaaten eine Signalwirkung, indem die wirtschaftlichen Anreize 

der Einreise nach Deutschland deutlich abnehmen.80  

Hinsichtlich der Effektivität dieser Signale kommt es darauf an, wie die Vorschriften 

praktisch umgesetzt werden. Eine strenge und rasche Entscheidung des BAMF oder 

der Gerichte genügt nicht, wenn die jeweilige Ausländerbehörde eine zwangsweise 

Rückführung der abgelehnten Asylbewerber nicht zeitnah vollzieht. In der Praxis ist 

solch ein erhebliches Vollzugsdefizit häufig zu verzeichnen.81  

Die nachstehende Tabelle zeigt bereits einen deutlichen Rückgang der Asylanträge 

nach Inkrafttreten des AsylVfBG:  

 

Abbildung 2: Asylanträge von Staatsangehörigen aus den Westbalkanländern 

Quelle: Brücker/Burkert, 2017. 

Die neue Berichtspflicht nach § 29a Abs. 2a AsylG gibt dem Parlament eine Kontroll-

möglichkeit über die von ihm erlassenen Vorschriften. Bei Wegfall der Voraussetzun-

                                                

79 Vgl. Kluth/Heusch, 2016, AsylG Anlage II Rn. 5.  
80 Vgl. ebd., AsylG Anlage II Rn. 6. 
81 Vgl. ebd., AsylG § 29a Rn. 2. 
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gen für die Einstufung als sicherer Herkunftsstaat wird die Regelung verfassungswid-

rig, woraufhin der Bundestag dem jeweiligen Staat diese Qualifizierung entziehen 

kann, sodass die Bestimmung wieder verfassungsgemäß wird.82  

Unabhängig von dieser wiederkehrenden Berichtspflicht muss die Bundesregierung die 

Situation in den einzelnen Ländern stetig beobachten und bei Erkenntnissen, die die 

Einstufung als sicherer Herkunftsstaat berühren könnten, den Bundestag unterrichten 

und ggf. eine Änderung der Vorschrift einleiten. Darüber hinaus können die Abgeord-

neten auch jederzeit ihr parlamentarisches Informationsrecht beanspruchen und die 

Lageberichte des Auswärtigen Amtes einsehen.83 

Es soll also sichergestellt werden, dass alle Staaten in der Anlage II die Bedingungen 

für die Einstufung als sicherer Herkunftsstaat erfüllen und niemand zu unrecht wegen 

seiner Angehörigkeit zu einem dieser Staaten benachteiligt wird.  

                                                

82 Vgl. Kluth/Heusch, 2016, AsylG § 29a Rn. 29a. 
83 Vgl. ebd. 
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5 Die Einschränkung der Asylbewerberleistungen und deren 
Auswirkungen 

Ein entscheidendes Ziel des neuen AsylVfBG ist die Reduzierung bzw. Beseitigung 

von Fehlanreizen bei Menschen ohne Bleibeperspektive. Sozialleistungen bilden trotz 

ihrer unterschiedlichen Bedeutsamkeit für verschiedene Personengruppen oder Her-

kunftsstaaten einen Faktor, welcher die Attraktivität des Zuwanderungslandes prägt84. 

Die Unterstützung der Asylbewerber mit Geldleistungen stellte bislang einen großen 

wirtschaftlichen Anreiz dar, um die Einreise nach Deutschland anzutreten. Die teilweise 

Rückkehr zum Sachleistungsprinzip und die Leistungsverschärfung bilden daher eine 

konsequente Reaktion auf die wachsenden Zugangszahlen.  

Das AsylbLG ist eine Regelung für das Erbringen von Sozialleistungen an Ausländer, 

denen prinzipiell nur ein temporärer Aufenthalt während des Asylverfahrens gestattet 

ist oder die keinen regulären Aufenthaltstitel besitzen, während die Aufenthaltsbeendi-

gung wegen rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht möglich ist. Erfasst sind fol-

gende Personengruppen: 

• Asylbewerber und Folgeantragsteller, 

• Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen nach §§ 23 Abs. 
1, 24, 25 Abs. 4 S. 1 oder 25 Abs. 5 AufenthG, 

• Inhaber einer Duldung nach § 60a AufenthG, 

• vollziehbar Ausreisepflichtige, 

• Ehegatten oder minderjährige Kinder dieser Ausländer, die keine Aufenthaltser-
laubnis mit einer Geltungsdauer von mehr als sechs Monaten besitzen.85 

Nicht erfasst sind somit anerkannte Flüchtlinge, subsidiär schutzberechtigte Personen, 

Resettlementflüchtlinge nach § 23 Abs. 4 AufenthG und Ausländer mit einer Aufent-

haltserlaubnis nach § 23a AufenthG oder § 25 Abs. 3 AufenthG, da sie Leistungen der 

Grundsicherung nach dem SGB II oder Sozialhilfe nach dem SGB XII erlangen kön-

nen86. 

5.1 Gesetzliche Neuregelungen 

Die sogenannten Grundleistungen nach § 3 AsylbLG werden allen Ausländern zuge-

standen, die sich ohne einen fundierten Aufenthaltstitel tatsächlich im Bundesgebiet 

aufhalten. Es handelt sich bei diesen Leistungen um das physische und soziokulturelle 

Existenzminimum. Höhere Leistungen auf dem Niveau der Sozialhilfe erhalten die Aus-

                                                

84 Vgl. Thym, 2015, S. 1629. 
85 Vgl. Hailbronner, 2017, Rn. 946. 
86 Vgl. ebd., Rn. 947. 
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länder gemäß § 2 Abs. 1 AsylbLG erst, wenn sie sich 15 Monate lang rechtskonform in 

Deutschland aufgehalten haben. Nur bei gesetzlich festgeschriebenen Pflichtverstößen 

kann der Anspruch nach § 1a AsylbLG befristet beschränkt werden.87  

Die Höhe der Grundleistungen lag seit der ursprünglichen Fassung des AsylbLG von 

1993 deutlich unter dem Niveau der Sozialhilfe. Die Leistungen für die verschiedenen 

Bedarfe wurden seitdem nicht mehr erhöht, weshalb das Bundesverfassungsgericht 

die damals geltende Leistungshöhe als unvereinbar mit Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung 

mit Art. 20 Abs. 1 GG und für verfassungswidrig erklärte88. Seitdem wurde die Höhe 

der Leistungen, orientiert am SGB XII, angepasst und fortgeschrieben. Das Bundesver-

fassungsgericht hat dem Gesetzgeber aber die Wahl überlassen, ob das Existenzmi-

nimum durch Geld-, Sach- oder Dienstleistungen gesichert wird89. 

Seit den 1980er-Jahren war das Sachleistungsprinzip durchgängig einer der Grund-

pfeiler des Asylbewerberleistungsrechts. Erst Anfang 2015 wurde ein grundsätzlicher 

Vorrang der Geldleistungen für die dezentrale Unterbringung bestimmt, was nun wie-

der modifiziert wird.90  

5.1.1 Grundleistungen 

Der Art. 2 Nr. 3 AsylVfBG ändert zunächst den § 3 AsylbLG, in welchem es um die 

Grundleistungen geht.  

Die Leistungen nach § 3 Abs. 1 AsylbLG werden den Leistungsberechtigten nach § 1 

AsylbLG bei einer Unterbringung in Aufnahmeeinrichtungen im Sinne von § 44 Abs. 1 

AsylG gewährt. Sie umfassen zum einen den notwendigen Bedarf, welcher die Berei-

che Ernährung, Unterkunft, Heizung, Kleidung, Gesundheitspflege sowie Gebrauchs- 

und Verbrauchsgüter abdeckt (physisches Existenzminimum). Zum anderen wird der 

notwendige persönliche Bedarf berücksichtigt, welcher die persönlichen Bedürfnisse 

des täglichen Lebens betrifft (soziokulturelles Existenzminimum).  

Der notwendige Bedarf soll, wie bisher, vorrangig durch Sachleistungen gedeckt wer-

den. Kleidung kann auch, sofern die Bereitstellung von Sachleistungen nicht möglich 

ist, in Form von Wertgutscheinen oder ähnlichen unbaren Abrechnungen zur Verfü-

gung gestellt werden. Gebrauchsgüter des Haushalts können auch leihweise bereitge-

stellt werden. 

Der notwendige persönliche Bedarf soll zukünftig ebenfalls vorrangig durch Sachleis-

tungen gedeckt werden, sofern dies mit vertretbarem Verwaltungsaufwand realisierbar 
                                                

87 Vgl. Oppermann, 2016a, S. 1. 
88 Vgl. BVerfG, Urteil v. 18.07.2012, Az. 1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11, Rn. 61. 
89 Vgl. ebd., Rn. 67. 
90 Vgl. Thym, 2015, S. 1629. 
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ist. Anderenfalls können Wertgutscheine, vergleichbare unbare Abrechnungen oder 

Geldleistungen als Leistungsformen herangezogen werden. Werden alle notwendigen 

persönlichen Bedarfe durch Geldleistungen gedeckt, gelten die in § 3 Abs. 1 S. 8 Nr. 1 

bis 6 AsylbLG a. F. festgelegten monatlichen Regelsätze. 

Die Leistungen nach § 3 Abs. 2 AsylbLG werden dagegen bei einer dezentralen Unter-

bringung, also außerhalb der Aufnahmeeinrichtungen im Sinne von § 44 Abs. 1 AsylG, 

erbracht. Hier gilt weiterhin der Vorrang des Geldleistungsprinzips.  

Die monatliche Höhe des notwendigen Bedarfs ist in § 3 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 bis 6 

AsylbLG angepasst worden. Sofern es nach den Umständen erforderlich ist, können 

die Leistungen für diesen Bedarf auch durch Wertgutscheine, unbare Abrechnungen 

oder Sachleistungen erbracht werden. Der Bedarf für Unterkunft, Heizung und Hausrat 

wird gesondert als Geld- oder Sachleistung erbracht.  

Der § 3 Abs. 2 S. 5 f. AsylbLG wurde neu eingefügt, sodass der notwendige persönli-

che Bedarf nun entsprechend dem § 3 Abs. 1 S. 4, 5, 8, 9 AsylbLG a. F., allerdings in 

Geldleistungen, bereitgestellt werden soll. Eine Ausnahme gilt bei Gemeinschaftsun-

terkünften nach § 53 AsylG, dort kann der notwendige persönliche Bedarf auch durch 

Sachleistungen gedeckt werden.  

Zur Darstellung der Regelsätze nach § 3 Abs. 1 S. 8 Nr. 1 bis 6 AsylbLG a. F. und § 3 

Abs. 2 S. 2 Nr. 1 bis 6 AsylbLG a. F. soll die folgende Übersicht dienen. Ob Sach- oder 

Geldleistungen gewährt werden, hängt von der Unterbringungsart und den Umständen 

des Einzelfalls ab:  
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Abbildung 3: Monatliche Regelsätze der Grundleistungen 

Quelle: eigene Darstellung 

Der § 3 Abs. 6 AsylbLG wurde um die Sätze 2 bis 4 ergänzt, wonach einerseits die 

Leistungen, sofern sie dem Ausländer nicht für einen vollen Monat zustehen, anteilig 

erbracht werden. Andererseits ist hier auch die neue Regelung enthalten, dass Geld-

leistungen längstens einen Monat im Voraus ausgezahlt werden, wovon auch landes-

rechtlich nicht mehr abgewichen werden kann.  

5.1.2 Anspruchseinschränkungen 

Eine weitere Änderung war die Ergänzung des § 1a AsylbLG durch den Art. 2 Nr. 2 

AsylVfBG um weitere Tatbestände der Anspruchseinschränkung. Zuvor gab es mit der 

sozialleistungsmotivierten Einreise in das Bundesgebiet und der selbst zu vertretenden 

Unmöglichkeit aufenthaltsbeendender Maßnahmen nur zwei Anwendungsfälle.  

Die Regelung wurde neu strukturiert, sodass sich der erst genannte Anwendungsfall 

nun im neuen § 1a Abs. 1 AsylbLG wiederfindet. Eine inhaltliche Änderung für Gedul-

dete nach § 60a AufenthG und vollziehbar ausreisepflichtige Leistungsberechtigte so-

wie deren Familienangehörigen, die nur mit dem Ziel der Erlangung von Sozialleistun-

gen in das Bundesgebiet eingereist sind, wurde nicht vorgenommen. Sie erhalten 

Asylbewerberleistungen weiterhin nur, wenn dies nach den Umständen des Einzelfalls 

	
Monatlicher	Regelsatz	für	Asylbewerber	nach	§	3	AsylbLG	in	Euro	
(Stand:	24.10.2015)	

	

notwendiger	Bedarf		 notwendiger	persönlicher	Bedarf	
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unabweisbar geboten ist.91 Bei der Einreise muss das Motiv, Sozialhilfe zu erhalten, 

das prägende Motiv gewesen sein92.  

Der neue § 1a Abs. 2 AsylbLG sieht Einschränkungen für vollziehbar ausreisepflichtige 

Leistungsberechtigte vor, die trotz eines festgelegten Ausreisetermins und der beste-

henden Ausreisemöglichkeit nicht ausgereist sind. Sie können ab dem auf den Ausrei-

setermin folgenden Tag keine Leistungen nach §§ 2, 3 und 6 AsylbLG mehr beanspru-

chen, es sei denn, die Ausreise konnte aus von ihnen nicht zu vertretenden Gründen 

nicht durchgeführt werden. Bis zu ihrer Ausreise bzw. der Durchführung der Abschie-

bung erhalten diese Personen nur noch Leistungen zur Deckung des Bedarfs an Er-

nährung und Unterkunft einschließlich Heizung sowie Körper- und Gesundheitspflege. 

Ausnahmsweise können auch andere Leistungen im Sinne des § 3 Abs. 1 S. 1 

AsylbLG gewährt werden, wenn dies im Einzelfall besondere Umstände rechtfertigen. 

Auch hier gilt ein Vorrang des Sachleistungsprinzips. 

In § 1a Abs. 3 AsylbLG findet sich nunmehr eine Regelung, wonach die Einschränkung 

auf das reduzierte physische Existenzminimum auch für Geduldete nach § 1 Abs. 1 Nr. 

4 AsylbLG und für vollziehbar Ausreisepflichtige nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 AsylbLG gilt, bei 

denen aus Gründen, die sie selbst zu vertreten haben, aufenthaltsbeendende Maß-

nahmen nicht vollzogen werden können. Neu hinzugekommen ist der Personenkreis 

der Geduldeten und die Geltung des Leistungsumfangs nach § 1a Abs. 2 AsylbLG. 

Vorher war, wie in § 1a Abs. 1 AsylbLG, das „im Einzelfall nach den Umständen unab-

weisbar Gebotene“ zu leisten. Der Anspruch der beiden Personenkreise auf Leistun-

gen nach den §§ 2, 3 und 6 AsylbLG endet mit dem auf die Vollziehbarkeit einer Ab-

schiebungsandrohung oder Abschiebungsanordnung folgenden Tag. Für Familienan-

gehörige der in § 1a Abs. 3 S. 1 AsylbLG genannten Personen gilt der § 1a Abs. 1 

AsylbLG entsprechend. 

In § 1a Abs. 4 AsylbLG a. F. werden Leistungsbeschränkungen für Personen nach § 1 

Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 5 AsylbLG normiert, für die abweichend von der Regelzuständig-

keit gemäß Dublin-III-VO durch einen Verteilungsbeschluss der EU ein anderer Mit-

gliedsstaat oder ein am Verteilungsmechanismus teilnehmender Drittstaat zuständig 

ist. Auch diese Leistungsberechtigten erhalten nur die Leistungen nach § 1a Abs. 2 

AsylbLG.  

Eine weitere Leistungseinschränkung ergibt sich aus § 11 Abs. 2 AsylbLG, welcher 

durch Art. 2 Nr. 10 AsylVfBG neu gefasst wurde. Hier werden Sanktionen gegenüber 

solchen Leistungsberechtigten verschärft, die sich entgegen einer asyl- oder auslän-
                                                

91 Vgl. Oppermann, 2016a, S. 4 f. 
92 Vgl. BVerwG, Urteil v. 04.06.1992, Az. 5 C 22/87, Rn. 12. 
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derrechtlichen räumlichen Beschränkung an einem anderen Ort aufhalten. Sie erhalten 

von den für den tatsächlichen Aufenthaltsort zuständigen Behörden lediglich eine Rei-

sebeihilfe, die den unabweisbaren Bedarf für die Reise zu ihrem rechtmäßigen Aufent-

haltsort decken soll. Diese Leistung kann von der örtlich unzuständigen Behörde als 

Sach- oder Geldleistung gewährt werden.  

Der durch Art. 2 Nr. 12 AsylVfBG neu gefasste § 14 AsylbLG sieht erstmals eine Rege-

lung über die Dauer der Anspruchseinschränkung vor. Demnach sind Anspruchsab-

senkungen nach dem AsylbLG zunächst auf einen Zeitraum von sechs Monaten zu 

begrenzen. Anschließend soll die Anspruchseinschränkung nur fortgesetzt werden, 

wenn die jeweiligen Voraussetzungen weiterhin erfüllt sind.  

5.2 Auswirkungen 

Mit den Änderungen durch das AsylVfBG wird das Leistungsrecht eng mit dem Aus-

länderrecht verknüpft, um die dort getätigte Verschärfung und Verfahrensbeschleuni-

gung leistungsrechtlich nachzuvollziehen. Während die Leistungen für vollziehbar Aus-

reisepflichtige erheblich beschränkt werden sollen, wird für Ausländer mit guter Bleibe-

perspektive eine Förderung der sozialen Integration angestrebt.93 

5.2.1 Grundleistungen 

Der Vorrang des Sachleistungsprinzips im Bereich des persönlichen Bedarfs nach § 3 

Abs. 1 S. 5 AsylbLG bildet eine Reaktion auf die Annahme, dass eine erhebliche Zahl 

der Asylsuchenden aus den Westbalkanstaaten ohne Bleibeperspektive nach Deutsch-

land kommt, um die Geldleistungen während des Asylverfahrens anzusparen und da-

mit ihre Lebenssituation im Herkunftsland zu verbessern. In diesem Verhalten wird 

politisch ein Missbrauch des Asylrechts gesehen.94 Ein Ansparen der Geldleistungen 

wird durch die Gewährung in Form von Sachleistungen verhindert. 

Begründet wird die Änderung damit, dass die erforderlichen Mittel für den notwendigen 

persönlichen Bedarf in Erstaufnahmeeinrichtungen „zeitnah und unbürokratisch durch 

Sachleistungen sichergestellt“95 werden können.  

Die Umsetzung des Sachleistungsprinzips soll der zügigen Bereitstellung des persönli-

chen Bedarfs nicht entgegenstehen96. Die Neuerung in § 3 Abs. 1 S. 6 AsylbLG bedeu-

tet aber, dass theoretisch jede Fahrkarte, SIM-Karte, Briefmarke etc. durch die Verwal-

tung als Sachleistung zur Verfügung zu stellen wäre. Dies entspricht einem Aufwand, 

der von den ohnehin schon überlasteten Behörden kaum zu bewältigen sein wird. Da-
                                                

93 Vgl. Oppermann, 2016a, S. 2. 
94 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 341. 
95 BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 45. 
96 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 341. 
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her wurde kurzfristig noch die Einschränkung auf den vertretbaren Verwaltungsauf-

wand eingefügt.97  

Bei diesem vertretbaren Verwaltungsaufwand handelt es sich um einen unbestimmten 

Rechtsbegriff, welcher von den Gerichten voll überprüfbar ist. Hierbei sollen die 

Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Verwaltungseffizienz beachtet werden, 

indem die notwendigen Ressourcen für die Bereitstellung von Sachleistungen und der 

verfolgte Zweck abgewogen werden. Die zuständigen Behörden haben hierfür einen 

weiten Beurteilungsspielraum.98 

Die Mittel für die Gestaltung des persönlichen Lebens werden so zwar offensichtlich 

eingeschränkt und das Ansparen der Geldleistungen unterbunden. Jedoch wird damit 

genau die Absicht der Regelung, Fehlanreize für die Einreise nach Deutschland zu 

verringern, verwirklicht. Auch die unionsrechtliche Verpflichtung, Beweggründe für eine 

illegale Migration zu vermeiden, rechtfertigt die neue Regelung.99  

Der Vorrang des Geldleistungsprinzips wird für den Fall der dezentralen Unterbringung 

nach § 3 Abs. 2 AsylbLG beibehalten, um dem Selbstbestimmungsrecht der betroffe-

nen Asylbewerber zu entsprechen. Diesen Zweck unterstützt auch die Ausweitung des 

Geldleistungsprinzips auf den notwendigen persönlichen Bedarf.100  

Auch der neue § 3 Abs. 6 AsylbLG trägt dazu bei, dass die Geldleistungen nur noch in 

begrenztem Maße ausgezahlt werden und von dem Leistungsberechtigten nicht schon 

im Voraus für einen längeren Zeitraum empfangen werden können. Dies erschwert das 

Ansparen und den Missbrauch der Geldleistungen und baut wirtschaftliche Fehlanreize 

weiter ab.  

5.2.2 Anspruchseinschränkungen 

Mit dem neuen § 1a Abs. 2 AsylbLG wird das Pflichtversäumnis der freiwilligen, recht-

lich und tatsächlich möglichen Ausreise sanktioniert, selbst wenn eine Abschiebung 

möglich wäre. Ab dem Tag nach dem Ausreisetermin besteht weder ein Anspruch auf 

Analogieleistungen auf Sozialhilfeniveau (§ 2 AsylbLG), noch auf Grundleistungen (§ 3 

AsylbLG) oder sonstige Leistungen (§ 6 AsylbLG). Innerhalb der anschließenden sechs 

Monate erhalten die Betroffenen keine Mittel mehr zur Deckung des Bedarfs an Klei-

dung und Gebrauchs- sowie Verbrauchsgütern des Haushalts. Dies entspricht einem 

gesetzlich neu bestimmten, konkreten Leistungsminimum, welches einem reduzierten 

                                                

97 Vgl. Oppermann, 2016a, S. 3. 
98 Vgl. Deibel/Hohm, 2016, § 3 AsylbLG Rn. 41. 
99 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 341.  
100 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 45. 
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physischen Existenzminimum entspricht. Die noch zustehenden Leistungen sollen als 

Sachleistungen gewährt werden.101  

Der § 1a Abs. 2 S. 3 AsylbLG erlaubt darüber hinaus nur die ausnahmsweise Deckung 

des Bedarfs an Kleidung sowie Gebrauchs- und Verbrauchsgütern des Haushalts ent-

sprechend § 3 Abs.1 S. 1 AsylbLG. Folglich stehen dem von § 1a Abs. 2 AsylbLG er-

fassten Personenkreis in keinem Fall mehr Leistungen zur Deckung des notwendigen 

persönlichen Bedarfs nach § 3 Abs. 1 S. 5 AsylbLG zu. Somit werden diese Personen 

vollständig vom soziokulturellen Existenzminimum ausgeschlossen.102  

Die Leistungsbeschränkung gilt nur dann nicht, wenn die Ausreise aus Gründen, die 

der Leistungsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht durchgeführt werden konnte. Ein 

solcher Grund liegt z. B. bei Reiseunfähigkeit vor und wenn es faktisch keine Reise-

möglichkeit gibt103. Die materielle Darlegungslast liegt in diesen Fällen beim Antragstel-

ler selbst104. 

§ 1a Abs. 2 AsylbLG enthält allerdings keine Vorschrift für die Familienangehörigen 

nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 AsylbLG von Leistungsberechtigten nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 

AsylbLG. Daraus kann abgeleitet werden, dass keine „Familienhaftung“ besteht, son-

dern jedes Familienmitglied selbst und persönlich die Einschränkungsvoraussetzungen 

des § 1 Abs. 1 Nr. 5 AsylbLG in Verbindung mit § 1a Abs. 2 AsylbLG erfüllen müss-

te.105  

Der § 1a Abs. 3 AsylbLG sieht eine entsprechende Geltung des § 1a Abs. 2 AsylbLG 

für Duldungsinhaber nach § 60a AufenthG vor. Gemäß § 60a Abs. 6 S. 2 AufenthG 

sind Gründe, die der Geduldete selbst zu vertreten hat, insbesondere die eigene Täu-

schung über seine Identität oder Staatsangehörigkeit oder eigene falsche Angaben. 

Hier liegt die materielle Darlegungslast bei der Behörde106. Auch eine unzureichende 

Mitwirkung an der Beschaffung von Dokumenten für die Ausreise kann eine solche 

Leistungseinschränkung rechtfertigen107. 

Aus § 1a Abs. 3 S. 3 AsylbLG ergibt sich, dass bei den Familienangehörigen nur dann 

Leistungsminderungen möglich sind, wenn sie selbst Gründe zu vertreten haben, aus 

denen die aufenthaltsbeendenden Maßnahmen nicht durchgeführt werden können108. 

Die akzessorische Leistungseinschränkung bei Familienangehörigen wurde insbeson-

                                                

101 Vgl. Oppermann, 2016a, S. 6. 
102 Vgl. ebd. 
103 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 44. 
104 Vgl. Thym, 2015, S. 1630. 
105 Vgl. Oppermann, 2016a, S. 5. 
106 Vgl. Thym, 2015, S. 1630. 
107 Vgl. Siefert, 2016, S. 6. 
108 Vgl. Oppermann, 2016b, S. 2. 
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dere im Hinblick auf Kinder, die für ein Fehlverhalten ihrer Eltern haften sollten, been-

det109. 

Unter § 1a Abs. 4 AsylbLG a. F. fallen durch die sogenannte Quotenregelung 160.000 

Personen, die von Griechenland und Italien zunächst vorübergehend in andere Mit-

gliedsstaaten der EU bzw. in Staaten, die am Verteilungsmechanismus teilnehmen 

(z. B. Schweiz, Island, Norwegen und Liechtenstein), umgesiedelt werden. Sofern die-

se leistungsberechtigt nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 5 AsylbLG sind und sich im Bun-

desgebiet aufhalten, erhalten sie nur Leistungen in der Höhe des reduzierten physi-

schen Existenzminimums nach § 1a Abs. 2 AsylbLG.110  

Fraglich ist, an welches ausländerrechtliche Fehlverhalten der § 1a Abs. 4 AsylbLG 

a. F. anknüpft. Es ist anzunehmen, dass die bloße Zugehörigkeit zu dem genannten 

Personenkreis die Leistungsabsenkungen bewirkt. Als Grund hierfür wäre denkbar, 

dass eine Sekundärmigration in der EU vermieden werden soll, indem die Leistungen 

gemindert werden. Ob dies gerechtfertigt ist und dem Gleichbehandlungsgrundsatz 

nach Art. 3 GG entspricht, ist jedoch zweifelhaft. Schließlich wird in den § 1a Abs. 1 bis 

3 AsylbLG jeweils ein bestimmtes Fehlverhalten der Leistungsberechtigten sanktio-

niert. Eine solche Konkretisierung ist in § 1a Abs. 4 AsylbLG a. F. aber nicht ausdrück-

lich getroffen worden, insbesondere würde bei einer sozialleistungsmotivierten Einreise 

schon der § 1a Abs. 1 AsylbLG für eine Beschränkung der Leistungen greifen.111  

Mit dem neuen § 11 Abs. 2 AsylbLG soll sichergestellt werden, dass die Verteilung der 

Asylantragsteller auch leistungsrechtlich eingehalten und nicht von den Ausländern 

eigenmächtig unterlaufen wird. Es gilt der Grundsatz, dass Berechtigte die Asylbewer-

berleistungen nur an dem ihnen zugewiesenen Aufenthaltsort in Anspruch nehmen 

dürfen112. Da es prinzipiell möglich ist, binnen eines Tages von jedem Ort im Bundes-

gebiet seinen zuständigen Aufenthaltsort zu erreichen, genügt regelmäßig die Versor-

gung mit einer Fahrkarte und einem Reiseproviant, um das Existenzminimum zu si-

chern. Abweichungen gelten nur in Ausnahmefällen, wenn der Betroffene z. B. aus 

gesundheitlichen Gründen an der sofortigen Rückreise an seinen zuständigen Aufent-

haltsort gehindert ist.113 

Der § 14 AsylbLG sieht eine erneute Prüfung der Einschränkungsvoraussetzungen 

nach sechs Monaten vor. Nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz darf ein Fehlver-

halten nicht unbegrenzt sanktioniert werden, wenn es nicht mehr zu ändern ist und 

                                                

109 Vgl. BSG, Entscheidung v. 28.05.2015, Az. B 7 AY 1/14 R. 
110 Vgl. Oppermann, 2016b, S. 3. 
111 Vgl. ebd. 
112 Vgl. Hailbronner, 2017, Rn. 954. 
113 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 47. 
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zurückliegt oder wenn es bereits korrigiert ist. Somit kann die Einschränkung nur fort-

bestehen, wenn sich der Betroffene weiterhin pflichtwidrig verhält.114 Mithin dient der 

§ 1a AsylbLG höchstens als Mittel der vorübergehenden, nicht aber der dauerhaften 

Leistungseinschränkung115. 

Ziel der Leistungsbeschränkungen ist offensichtlich, den weiteren Aufenthalt im Bun-

desgebiet für Personen ohne Bleibeperspektive in finanzieller Hinsicht möglichst unat-

traktiv zu machen und sie zur freiwilligen Ausreise anzuregen.116  

                                                

114 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 48. 
115 Vgl. Oppermann, 2016b, S. 4. 
116 Vgl. Siefert, 2016, S. 6. 
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6 Vorstellung und Analyse weiterer Änderungen  

Neben den bisher vorgestellten, elementaren Neuerungen, wurden durch das Asylver-

fahrensbeschleunigungsgesetz auch zahlreiche weitere Regelungen geändert und ein-

gefügt. Eine Auswahl an besonders relevanten Vorschriften soll abschließend vorge-

stellt werden. 

6.1 Handlungsfähigkeit nach dem Asylgesetz 

Durch Art. 1 Nr. 6 AsylVfBG wird der § 12 AsylG modifiziert, indem die Fähigkeit zur 

Vornahme von Verfahrenshandlungen nach dem Asylgesetz zukünftig erst ab der Voll-

jährigkeit besteht. Erst dann darf der Ausländer ohne seinen gesetzlichen Vertreter 

handeln. Zuvor war dies schon ab Vollendung des 16. Lebensjahres möglich, was trotz 

häufiger Kritik europarechtskonform war117.  

Der § 12 Abs. 1 AsylG verschafft dem Volljährigen aktive und passive Handlungsfähig-

keit. Die aktive Handlungsfähigkeit umfasst die Antragstellung, die Abgabe dafür erfor-

derlicher Erklärungen, die Bestellung eines Bevollmächtigten, die Beauftragung eines 

Dolmetschers, die Erhebung einer Klage oder einer Verfassungsbeschwerde, das Stel-

len und Zurücknehmen von Eilanträgen und das Einlegen von Rechtsmitteln. Die pas-

sive Handlungsfähigkeit bildet die Voraussetzung für die rechtswirksame Entgegen-

nahme von behördlichen und gerichtlichen Schreiben sowie von Bescheiden und Urtei-

len.118 Ein minderjähriger Ausländer kann in Zukunft keine dieser Handlungen mehr 

allein vornehmen. 

6.2 Verbesserung der medizinischen Versorgung 

Der Art. 1 Nr. 34 AsylVfBG fügt einen neuen § 90 AsylG a. F. ein, welcher zur vorüber-

gehenden Ausübung von Heilkunde ermächtigt. Diese Möglichkeit gilt nach § 90 Abs. 1 

AsylG a. F. für den Fall, dass in Aufnahmeeinrichtungen oder Gemeinschaftsunterkünf-

ten nicht genügend Ärzte für die Versorgung der Asylbegehrenden zur Verfügung ste-

hen, die eine Approbation oder Berufserlaubnis nach der Bundesärzteordnung besit-

zen. Darüber hinaus muss dadurch die Sicherstellung der ärztlichen Versorgung der 

Asylbegehrenden gefährdet sein. In diesem Fall ist auf Antrag eine vorübergehende 

Ermächtigung zur Ausübung von Heilkunde in den genannten Einrichtungen für Asyl-

begehrende mit einer abgeschlossenen Ausbildung als Arzt möglich, um die vorhande-

nen Ärzte zu unterstützen. Der Antragsteller muss gemäß § 90 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 und S. 

2 AsylG a. F. seine Qualifikation als Arzt glaubhaft machen, indem er eine eidesstattli-

                                                

117 Vgl. Kluth/Heusch/Neundorf, 2016, AsylG § 12 Rn. 2. 
118 Vgl. ebd., AsylG § 12 Rn. 9. 
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che Versicherung über die abgeschlossene Ausbildung als Arzt abgibt und in einem 

Fachgespräch mit einem speziell beauftragten Arzt seinen Ausbildungsgang und seine 

ärztliche Kompetenz nachweist. Die Zuständigkeit für das Verfahren ist in § 90 Abs. 6 

AsylG a. F. festgelegt. 

Die Ermächtigung ist nach § 90 Abs. 2 AsylG a. F. insoweit beschränkt, als dass: 

• die Tätigkeit nur unter der Verantwortung eines Arztes erfolgt,  

• die Berufsbezeichnung „Arzt“ nicht geführt werden darf,  

• die Behandlungserlaubnis nur die Asylbegehrenden in den genannten Einrich-
tungen umfasst und  

• die sprachliche Verständigung mit den zu behandelnden Asylbegehrenden si-
chergestellt sein muss.  

Die ermächtigte Person wird trotzdem, innerhalb des ihr zugestandenen Verantwor-

tungsbereichs, eigenständig tätig, ohne dass eine dauerhafte Aufsicht erfolgt119. Ge-

mäß § 90 Abs. 3 AsylG a. F. wird die Ermächtigung nur befristet erteilt und kann bei 

Wegfall der Voraussetzungen oder berechtigten Zweifeln an der Qualifikation als Arzt 

jederzeit widerrufen werden. Die Dauer der Befristung richtet sich nach dem zu kalku-

lierenden Bedarf120. 

Eine Approbation oder Berufserlaubnis nach § 3 oder § 10 Bundesärzteordnung darf 

laut § 90 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 AsylG a. F. mangels Unterlagen und Nachweisen nicht be-

antragt werden können. Ein späteres Verfahren zur Erteilung einer Approbation oder 

Berufserlaubnis bleibt nach § 90 Abs. 5 AsylG a. F. von einer Ermächtigung nach § 90 

Abs. 1 AsylG a. F. unberührt. Das Beschäftigungsverbot nach § 61 Abs. 1 AsylG wird 

laut § 90 Abs. 7 AsylG a. F. nicht berührt, das heißt die davon betroffenen ermächtig-

ten Personen dürfen trotzdem keine entgeltliche Tätigkeit aufnehmen121. 

Grund für die neue Vorschrift ist der hohe Zustrom an Schutzsuchenden, welcher Eng-

pässe in der medizinischen Versorgung der Asylbegehrenden bewirken kann. Folglich 

handelt es sich bei dem § 90 AsylG a. F. um ein Instrument „[z]ur kurzfristigen Lösung 

dieser Problematik und zur Sicherstellung einer ausreichenden und qualifizierten medi-

zinischen Versorgung in den genannten Einrichtungen“122. Zu beachten ist, dass die 

ärztliche Versorgung in den verschiedenen Regionen des Bundesgebiets sehr unter-

schiedlich ist. Während die Ärzteschaft noch eine ausreichende Versorgung unterstellt, 

kommt es in schwach bevölkerten Bereichen bereits zu Versorgungsengpässen123. Da 

                                                

119 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 37. 
120 Vgl. ebd. 
121 Vgl. Kluth/Heusch/Neundorf, AsylG § 90 Rn. 8. 
122 BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 37. 
123 Vgl. Kluth, ZAR; 2015, S. 340. 
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sich diese Regelung auf eine Ausnahmesituation bezieht, ist sie nach § 90 Abs. 8 

AsylG a. F. bis zum 24. Oktober 2017 befristet. 

In Bezug auf den Impfschutz von Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleis-

tungsgesetz fügt der Art. 2 Nr. 4 AsylVfBG den § 4 Abs. 1 S. 2 AsylbLG ein und ändert 

§ 4 Abs. 3 AsylbLG. Demnach sollen medizinisch gebotene Vorsorgeuntersuchungen 

und Schutzimpfungen entsprechend den §§ 47 und 52 Abs. 1 S. 1 SGB XII zur Verhü-

tung und Früherkennung von Krankheiten durchgeführt werden. Die zuständige Behör-

de ist für die Versorgung mit diesen Leistungen verantwortlich und gewährleistet das 

Angebot zur frühzeitigen Vervollständigung des Impfschutzes der Berechtigten. 

Dadurch soll ein „bundeseinheitlicher Anspruch auf Schutzimpfungen geschaffen“124 

werden, welcher über den gesamten Zeitraum des Leistungsbezugs hinweg bestehen 

soll125.  

Das frühzeitige Anbieten der Vervollständigung des Impfschutzes sollte nicht nur 

mündlich oder schriftlich auf Deutsch erfolgen. Stattdessen sollten die Leistungsbe-

rechtigten schriftlich in einer Sprache informiert werden, die sie auch verstehen. Bei 

einer mündlichen Aufklärung sollte durch die Behörde ein Dolmetscher zur Hilfe heran-

gezogen werden. Nur so kann dem bedeutsamen Ziel des Gesundheitsschutzes an-

gemessen Rechnung getragen werden.126 

Durch teilweise fehlenden Impfschutz kam es in der Vergangenheit bereits zum Aus-

bruch von Krankheiten, welche durch Impfungen hätten verhindert werden können. 

Dies führte auch schon dazu, dass Aufnahmeeinrichtungen zeitweise geschlossen 

werden mussten, was angesichts der sowieso schon herrschenden Knappheit an Un-

terkünften dringend verhindert werden sollte. Mit dem § 4 Abs. 3 AsylbLG soll deshalb 

sichergestellt werden, dass den Leistungsberechtigten frühzeitig, aktiv und regelmäßig 

die Schutzimpfungen angeboten werden, z. B. im Rahmen der Gesundheitsuntersu-

chung nach § 62 Abs. 1 AsylG. Der konsequente Schutz vor ansteckenden und schwer 

verlaufenden Krankheiten entspricht dem Interesse der öffentlichen Gesundheit.127 

Damit einhergehend ergänzt der Art. 11 Nr. 1 AsylVfBG den § 264 Abs. 1 SGB V um 

die Sätze 2 bis 7. Demnach sollen Krankenbehandlungen nach § 264 Abs. 1 S. 1 

SGB V für Empfänger von Gesundheitsleistungen nach den §§ 4 und 6 AsylbLG, wo-

von auch der § 4 Abs. 2 S. 1 AsylbLG erfasst ist, von den Krankenkassen übernom-

men werden. Die Verpflichtung besteht, wenn die Krankenkasse von der Landesregie-

rung bzw. einer von der Landesregierung beauftragen obersten Landesbehörde dazu 
                                                

124 Oppermann, 2016b, S. 4. 
125 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 46. 
126 Vgl. Deibel/Hohm, 2016, AsylbLG § 4 Rn. 3. 
127 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 46. 
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aufgefordert wird und eine Vereinbarung mindestens auf Landkreisebene oder der 

Ebene der kreisfreien Städte getroffen wird. Eine solche Vereinbarung muss speziell 

die Erbringung der Leistungen und den Ersatz der Aufwendungen und Verwaltungs-

kosten normieren.  

Darüber hinaus kann gemäß § 264 Abs. 1 S. 3 2. HS, § 291 Abs. 2 S. 6 SGB V die 

Ausgabe einer elektronischen Gesundheitskarte beschlossen werden, welche die Ei-

genschaft als Empfänger von Gesundheitsleistungen nach den §§ 4 und 6 AsylbLG 

erkennen lässt. Der durch Art. 11 Nr. 2 AsylVfBG eingefügte § 291 Abs. 2 S. 6 SGB V 

tritt nach Art. 15 Abs. 4 AsylVfBG zwar erst am 1. November 2016 in Kraft, trotzdem 

kann die elektronische Gesundheitskarte im Rahmen einer Vereinbarung nach § 264 

Abs. 1 SGB V schon vorher ausgegeben werden. So wurde es auch schon vor Inkraft-

treten des AsylVfBG in Bremen und Hamburg erfolgreich gehandhabt128. Ziel der Karte 

ist ein geringerer Verwaltungsaufwand bei der Realisierung des Leistungsanspruchs 

der Asylbewerber129.  

Diese Neuregelungen in ihrer Gesamtheit dienen der besseren gesundheitlichen Ver-

sorgung der Ausländer und der Prävention von Krankheiten. Dabei ergibt sich zwar 

kein unmittelbarer Effekt hinsichtlich eines schnelleren oder strengeren Verfahrens. Es 

könnte allerdings zunehmend verhindert werden, dass Asylverfahren auf Grund von 

Erkrankungen des Ausländers ausgedehnt oder Abschiebungen deswegen verzögert 

werden. Nicht zuletzt dienen die Krankheitsverhütung und insbesondere die Impfleis-

tungen auch dem Schutz der Gesundheit aller Menschen im Bundesgebiet130. 

6.3 Änderungen in Bezug auf die Beschäftigung 

Grundsätzlich entscheidet der Gesetzgeber nach seinem Ermessen, ab wann er Asyl-

suchenden die Ausübung einer Erwerbstätigkeit gestattet. Es kommt dabei auf politi-

sche Zweckmäßigkeitsabwägungen an, welche rechtlich nicht vorgegeben sind.131  

Der durch Art. 1 Nr. 20 AsylVfBG neu gefasste § 61 Abs. 2 S. 4 AsylG statuiert gegen-

über den Ausländern aus sicheren Herkunftsstaaten, die nach dem 31. August 2015 

einen Asylantrag gestellt haben, ein Verbot der Ausübung einer Beschäftigung wäh-

rend des laufenden Verfahrens. Die Behörden haben dabei keinen Ermessensspiel-

raum132. Unter festgeschriebenen Voraussetzungen kann davon abweichend gemäß 

Art. 1 Nr. 1 Buchst. b der Verordnung zum AsylVfBG in Verbindung mit § 26 BeschV 

Ausländern aus Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Mazedonien, Mon-
                                                

128 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 61. 
129 Vgl. Siefert, 2016, S. 5. 
130 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 26. 
131 Vgl. Thym, 2015, S. 1627. 
132 Vgl. Kluth/Heusch/Neundorf, 2016, AsylG § 61 Rn. 18. 
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tenegro und Serbien eine Beschäftigung gestattet werden. Dies ist insbesondere mög-

lich, wenn die Antragstellung auf Aufenthaltsgewährung aus dem Ausland erfolgt ist 

und der Ausländer davor in einem Zeitraum von zwei Jahren keine Asylbewerberleis-

tungen erhalten hat133.  

Das neue Beschäftigungsverbot korrespondiert mit dem Willen des Gesetzgebers, die 

Zuwanderer ohne Bleibeperspektive möglichst zügig zur Ausreise zu bewegen und die 

Integrationsbemühungen auf die Personen mit Bleibeperspektive zu konzentrieren. 

Demgegenüber steht jedoch die Regelung der Aufnahme-Richtlinie der EU, nach der 

einem Ausländer spätestens neun Monate nach der Antragstellung auf internationalen 

Schutz der Zugang zum Arbeitsmarkt eröffnet werden muss. Im Sinne der Euro-

parechtskonformität darf der § 61 Abs. 2 S. 4 AsylG zumindest dann nicht angewendet 

werden, wenn nicht binnen neun Monaten über den Antrag entschieden worden ist.134  

Verfassungsrechtlich ist die neue Vorschrift nicht zu beanstanden, da das Beschäfti-

gungsverbot einwanderungspolitische Intentionen verfolgt. So könnte die Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit eine Verfestigung des Aufenthalts eines Ausländers im Bundes-

gebiet zur Folge haben. Während die Entscheidung über den Antrag noch aussteht, 

kann Asylbewerbern deswegen nur unter strengen Voraussetzungen die Teilnahme am 

Arbeitsleben ermöglicht werden. Auch die wirtschaftlich motivierte Einreise soll mit dem 

Beschäftigungsverbot vermieden werden. Auf Grund dieser sachlichen Erwägungen ist 

die Regelung mit dem Grundrecht auf Asyl vereinbar und verstößt nicht gegen das 

Willkürverbot nach Art. 3 Abs. 1 GG.135 

Durch Art. 3 Nr. 10 Buchst. d AsylVfBG wurde ein neuer § 60a Abs. 6 AufenthG ange-

fügt, welcher ein Beschäftigungsverbot für geduldete Ausländer normiert. Einem Dul-

dungsinhaber darf eine Erwerbstätigkeit in folgenden Fällen nicht erlaubt werden: 

• wenn er mit dem Ziel der Erlangung von Asylbewerberleistungen eingereist ist, 

• wenn bei ihm aus Gründen, die der Ausländer selbst zu vertreten hat, aufent-
haltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden können oder 

• wenn er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates ist und sein nach 
dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag abgelehnt wurde. 

Die neue Regelung ersetzt die vorher in § 33 BeschV enthaltenen Beschäftigungsver-

bote für Geduldete. Durch die Übertragung in das Aufenthaltsgesetz ist auch die 

selbstständige Tätigkeit im Sinne von § 2 Abs. 2 AufenthG von dem Verbot umfasst. 

Da die Versagungstatbestände in § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 1 bis 3 AufenthG aufenthalts-

                                                

133 Vgl. Huber/Masuch/Gordzielik, 2016, AufenthG § 60a Rn. 41. 
134 Vgl. Kluth/Heusch/Neundorf, 2016, AsylG § 61 Rn. 18. 
135 Vgl. ebd., AsylG § 61 Rn. 2. 
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rechtlicher Natur sind, obliegt die Entscheidung darüber allein den Ausländerbehörden, 

ohne eine Beteiligung der Bundesagentur für Arbeit.136 

Der § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 1 AufenthG legt das Beschäftigungsverbot bei sozialleis-

tungsmotivierter Einreise fest. Weil dies der Voraussetzung einer Leistungseinschrän-

kung nach § 1a Abs. 1 AsylbLG entspricht, können die dazu entwickelten Grundsätze 

zur Beurteilung herangezogen werden. Wie bereits unter 5.1.2 festgestellt, muss dazu 

das Motiv der Erlangung von Sozialleistungen ein prägendes Einreisemotiv gewesen 

sein. Von der bloßen Tatsache, dass der Asylantrag abgelehnt wurde, darf nicht sche-

matisch auf eine sozialleistungsmotivierte Einreise geschlossen werden. Wegen dieses 

strengen Maßstabs wird dieser Versagungstatbestand höchstens in Ausnahmefällen 

einschlägig sein.137  

Von höherer praktischer Relevanz ist dagegen der § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG. 

Die selbst zu vertretenden Gründe, aus denen aufenthaltsbeendende Maßnahmen 

nicht durchgeführt werden können, umfassen nach § 60a Abs. 6 S. 2 AufenthG insbe-

sondere die Herbeiführung eines Abschiebungshindernisses durch eigene Täuschung 

des Geduldeten über seine Identität oder Staatsangehörigkeit oder durch eigene fal-

sche Angaben. Hier ist zu beachten, dass das schuldhafte Mitwirkungsversäumnis in 

der Gegenwart erfolgen muss, das heißt vergangene Verzögerungshandlungen lösen 

kein Beschäftigungsverbot aus, wenn der Geduldete anschließend wieder mitwirkt. In 

jedem Fall muss das Verhalten des Ausländers kausal dafür sein, dass die aufent-

haltsbeendende Maßnahme nicht vollzogen werden kann138. Folglich darf der § 60a 

Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG nicht angewendet werden, wenn andere Gründe für das 

Ausreisehindernis vorliegen, die der Ausländer nicht zu vertreten hat.139 

Der Tatbestand des § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 3 AufenthG wurde erst durch das AsylVfBG 

neu hinzugefügt und war in der Vorgängerregelung der BeschV nicht vorhanden. Er ist 

dann anzuwenden, wenn der Antrag eines Ausländers aus einem sicheren Herkunfts-

staat, welcher nach dem 31. August 2015 gestellt wurde, wegen offensichtlicher Unbe-

gründetheit abgelehnt wurde. Ein Ausgleich des absoluten Beschäftigungsverbots wur-

de vom Gesetzgeber durch den neuen § 26 Abs. 2 BeschV geschaffen.140  

Im Ergebnis wird der Arbeitsmarktzugang denjenigen Ausländern verwehrt, die keine 

Bleibeperspektive haben oder denen ein Fehlverhalten vorgeworfen werden kann. 

                                                

136 Vgl. Kluth/Heusch/Breidenbach, 2016, AufenthG § 60a Rn. 49, 51. 
137 Vgl. ebd., AufenthG § 60a Rn. 52. 
138 Vgl. OVG NRW, Beschluss v. 18.01.2006, Az. 18 B 1772/05, Rn. 65. 
139 Vgl. Kluth/Heusch/Breidenbach, 2016, AufenthG § 60a Rn. 53 ff. 
140 Vgl. ebd., AufenthG § 60a Rn. 58 f. 



 43 

Damit wird ein großer wirtschaftlicher Anreiz für den Aufenthalt im Bundesgebiet ver-

ringert, sodass der Zustrom von Menschen ohne Bleibeperspektive abnehmen sollte. 

Andererseits wurde durch das neue Gesetz auch eine Lockerung des Leiharbeitsver-

bots bewirkt. Mit der Änderung des § 61 Abs. 2 S. 3 AsylG durch Art. 1 Nr. 20 

AsylVfBG wurde der § 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG aus dem Gesetzestext gestrichen. Der 

§ 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG bestimmt, dass die Bundesagentur für Arbeit ihre Zustim-

mung zur Ausländerbeschäftigung versagen muss, wenn der Ausländer als Leiharbei-

ter tätig werden will. Dies gilt fortan nicht mehr entsprechend für Asylbewerber, sodass 

der Arbeitsmarktzugang für sie erleichtert wird141. Die Voraussetzungen für die Zulas-

sung der Leiharbeit finden sich nun in § 32 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 5 BeschV, 

welcher durch Art. 1 Nr. 2 Buchst. c der Verordnung zum AsylVfBG angepasst wurde.  

Auch der § 131 SGB III a. F. zur Eingliederung von Ausländern mit Aufenthaltsgestat-

tung wurde durch den Art. 10 Nr. 2 AsylVfBG neu gefasst. Diesen Personen sollen, 

sofern für sie nach § 61 AsylG ein Beschäftigungsverbot besteht, befristet bis zum 31. 

Dezember 2018 Leistungen nach dem SGB III zur frühzeitigen Eingliederung in den 

Arbeitsmarkt gewährt werden, sofern bei ihnen ein rechtmäßiger und dauerhafter Auf-

enthalt zu erwarten ist. Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten sind davon aus-

geschlossen, denn bei ihnen gilt die Vermutung, dass ein rechtmäßiger und dauerhaf-

ter Aufenthalt nicht absehbar ist.  

Diese Eingliederung gilt als wesentliche Voraussetzung für eine gesellschaftliche In-

tegration der Zuwanderer und soll eine zukünftig drohende Langzeitarbeitslosigkeit 

vermeiden. Den Asylsuchenden mit guter Bleibeperspektive sollen daher die Angebote 

der aktiven Arbeitsförderung durch die Bundesagentur für Arbeit frühzeitig zugänglich 

gemacht werden. Somit kann die Zeit bis zur Erlaubnis der Erwerbstätigkeit sinnvoll 

überbrückt werden, indem „Kompetenzfeststellungen und Maßnahmen zur Aktivierung 

und beruflichen Eingliederung beim Arbeitgeber“142 durchgeführt werden. Abgesehen 

von der Erlaubnis der Erwerbstätigkeit, müssen die übrigen Tatbestandsvoraussetzun-

gen der Leistungen trotzdem vorliegen. Mit dieser Neuerung wird die Hoffnung verbun-

den, Zuwanderer mit guter Bleibeperspektive möglichst zeitnah in den Arbeitsmarkt zu 

integrieren, sobald sie eine Erwerbstätigkeit ausführen dürfen.143 

Eine weitere Neuerung wird durch Art. 5 AsylVfBG eingeführt, welcher den § 18 BFDG 

zum Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug anfügt. Ein solcher Bundesfreiwilli-

gendienst liegt bei einem Einsatzplatz vor, dessen Tätigkeitsbeschreibung einen Bezug 

                                                

141 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 27. 
142 Ebd., S. 58. 
143 Vgl. ebd., S. 58 f. 
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zur Unterstützung von Asylberechtigten, Personen mit internationalem Schutz oder 

Asylbewerbern erkennen lässt. Beispielsweise werden Flüchtlinge unterstützt „bei ihrer 

Unterbringung und Versorgung, bei der Hilfe bei ihrer gesellschaftlichen Orientierung 

und Integration und bei der Koordinierung von bürgerschaftlichem Engagement zu ih-

ren Gunsten.“144 Auch wenn ein Asylberechtigter, eine Person mit internationalem 

Schutz oder ein Asylbewerber, bei dem ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu 

erwarten ist, einen solchen Dienst absolviert, ist der Flüchtlingsbezug nach § 18 Abs. 1 

BFDG gegeben. Bei Asylbewerbern aus sicheren Herkunftsstaaten gilt wiederum die 

Vermutung, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt nicht zu erwarten ist, 

wodurch sie von dem Konzept ausgeschlossen sind.  

Nach § 18 Abs. 2 BFDG kann eine solche Tätigkeit auch dann als Teilzeitbeschäfti-

gung von mehr als 20 Wochenstunden geleistet werden, wenn der Freiwillige in Abwei-

chung von § 2 Nr. 2 BFDG das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Begründet wird 

dies mit dem Erfordernis der Bewältigung und der Anpassung an den gestiegenen Be-

darf an Freiwilligen im Flüchtlingsbereich145.  

Der § 18 Abs. 3 BFDG sieht vor, dass Freiwillige abweichend von § 4 Abs. 3 bis 5 

BFDG auf ihrem Einsatzplatz pädagogisch besonders begleitet werden, z. B. durch 

Seminare oder andere geeignete Bildungs- und Begleitmaßnahmen. Weitere Abwei-

chungstatbestände und Sonderregelungen sind in § 18 Abs. 4 bis 6 BFDG enthalten. 

Die Regelung tritt gemäß Art. 15 Abs. 5 AsylVfBG am 31. Dezember 2018 wieder au-

ßer Kraft. 

Erkennbares Ziel ist die bessere Bewältigung des Flüchtlingsstroms mit Hilfe des frei-

willigen Engagements. Es wird ein kurzfristiger und flexibler Einsatz von Freiwilligen 

gefördert und auch die Einbindung der Zuwanderer vorgesehen, um die personellen 

Kapazitäten vorübergehend aufzustocken. Es handelt sich um ein sinnvolles Instru-

ment zur Verbesserung der Situation in den Aufnahmeeinrichtungen und der weiteren 

Unterstützungsmaßnahmen für die Flüchtlinge und fördert zugleich deren Integration, 

indem sie selbst am Bundesfreiwilligendienst teilnehmen können. 

6.4 Anpassung von Rechtsschutzfristen 

Der § 34a Abs. 2 S. 3 f. AsylG zur Abschiebungsanordnung wurde durch Art. 1 Nr. 10 

AsylVfBG geändert. Hier wird der vorläufige Rechtsschutz gegen eine Befristung des 

Einreise- und Aufenthaltsverbots durch das BAMF, mit dem Ziel der Verkürzung der 

Befristung, geregelt. Wenn das BAMF nach § 34a AsylG eine Abschiebungsanordnung 

                                                

144 BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 53. 
145 Vgl. ebd. 
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erlässt, so ist es gemäß § 75 Nr. 12 AufenthG gleichermaßen für die Befristung eines 

Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Abs. 2 AufenthG zuständig146. Die entspre-

chende Frist, einen Antrag auf die Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes zu stellen, 

wurde mit dem neuen Gesetz auf eine Woche verkürzt.  

Die eingefügten § 36 Abs. 3 S. 10 f. AsylG beziehen sich auf den vorläufigen Rechts-

schutz gegen die Anordnung und Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbots 

durch das BAMF. Bei einer Ablehnung eines Asylantrags nach § 29a Abs. 1 AsylG 

wegen offensichtlicher Unbegründetheit oder bei erfolgloser Stellung eines Folge- oder 

Zweitantrags kann das BAMF nach dem § 11 Abs. 7 AufenthG ein Einreise- und Auf-

enthaltsverbot nach pflichtgemäßem Ermessen anordnen, falls die Entscheidung über 

den Asylantrag unanfechtbar geworden ist147. Nach Art. 1 Nr. 11 AsylVfBG beträgt 

auch hier die Rechtsmittelfrist nur noch eine Woche.  

Die neue einheitliche Wochenfrist sollte auch mit dem Art. 19 Abs. 4 GG vereinbar 

sein, da das Bundesverfassungsgericht schon die kürzere drei-Tages-Frist im Rahmen 

des sogenannten Flughafenverfahrens als verfassungskonform beurteilte.148 

Durch die Verkürzung der Fristen in § 34a Abs. 2 S. 3 f. und § 36 Abs. 3 S. 10 f. AsylG 

wird der Eilrechtsschutz im Hinblick auf einstweilige Rechtsbehelfe gegen die Anord-

nung und Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots durch das BAMF in Ver-

bindung mit einer Abschiebungsanordnung in Einklang gebracht. Zudem wird verdeut-

licht, dass ein solcher Antrag auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes keine Fol-

gen für die Vollziehbarkeit der Abschiebungsanordnung hat.149 Auch hiermit wird eine 

Erleichterung und Beschleunigung der Rückführung bezweckt150.  

6.5 Ankündigung des Abschiebetermins 

Der genaue Abschiebetermin darf dem Ausländer nach dem neuen § 59 Abs. 1 S. 8 

AufenthG, welcher durch Art. 3 Nr. 9 AsylVfBG hinzugefügt wurde, nach Ablauf der 

Frist zur freiwilligen Ausreise nicht mehr angekündigt werden.  

Schon aus der Abschiebungsandrohung, welche dem Ausländer bekanntgegeben wird, 

geht unmittelbar hervor, dass nach Fristablauf die Ausreisepflicht zwangsweise durch-

gesetzt wird. Damit hat der Ausländer Kenntnis darüber, dass er jederzeit abgescho-

                                                

146 Vgl. Kluth/Heusch/Pietzsch, 2016, AsylG § 34a Rn. 34. 
147 Vgl. ebd., AsylG § 36 Rn. 44. 
148 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 339; BVerfG, Urteil v. 14.05.1996, Az. 2 BvR 1516/93, Rn. 138 ff. 
149 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 33. 
150 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 339. 
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ben werden kann, wenn er das Bundesgebiet nicht innerhalb der gesetzten Frist freiwil-

lig verlässt.151 

Die Handhabung in den einzelnen Bundesländern war bisher unterschiedlich, sodass 

die Ankündigung des konkreten Termins für die Abschiebung in manchen Ländern vor-

geschrieben war, in anderen sogar verboten. Dies führte häufig dazu, dass die be-

troffenen Ausländer zu dem genannten Termin nicht angetroffen werden konnten und 

die Abschiebung somit verhindert wurde. Die neue Regelung stellt vor allem eine Ver-

einheitlichung der Verwaltungspraxis in den Bundesländern dar und soll den Verwal-

tungsaufwand für fehlgeschlagene Abschiebungsversuche reduzieren. Damit wird auch 

der Rückführungsrichtlinie der EU entsprochen, wonach vollziehbare Rückkehrent-

scheidungen wirksam durchgesetzt werden sollen. Die erforderliche praktische Wirk-

samkeit, das heißt die Vermeidung von praktisch auftretenden Gründen für das Fehl-

schlagen einer Abschiebung, wird durch die Änderung erreicht.152 

Auch die rechtlichen Mindeststandards der Verhältnismäßigkeit werden durch diese 

Handlungsweise nicht unterschritten, da sich die betroffenen Ausländer rechtsuntreu 

verhalten, indem sie nicht freiwillig innerhalb der gesetzten Frist ausgereist sind. Sie 

müssen mit der zwangsweisen Durchsetzung der Abschiebung rechnen und sind da-

rauf eingestellt, dass diese jederzeit durchgeführt werden kann. Die Rücksichtnahme-

pflichten in Sonderfällen bleiben unabhängig von der Neuregelung bestehen.153 

Ebenso darf ein erneuter Abschiebungsversuch nach einer gescheiterten Abschie-

bungsmaßahme gemäß § 59 Abs. 1 S. 8 AufenthG nicht angekündigt werden. Werden 

mehrere Ausländer gemeinsam abgeschoben, beispielweise mit einem Charterflug, soll 

die neue Vorschrift verhindern, dass sich ein Großteil der Ausländer der Rückfüh-

rungsmaßnahme entzieht, weil ihnen der Termin auf diese Weise bekannt geworden 

ist, auch wenn er nur einem einzelnen Ausländer mitgeteilt wurde.154 

Ziel der Regelung ist die Erleichterung einer wirksamen Rückführung der ausreise-

pflichtigen Ausländer. Somit kann Verwaltungsaufwand eingespart und für die Antrags-

bearbeitung verfügbar gemacht werden. Im Ergebnis bewirkt die Änderung eine Be-

schleunigung des Asylverfahrens.  

6.6 Verschärfung der Strafbarkeit von Schleusern 

Mit Art. 3 Nr. 15 AsylVfBG wird der § 96 AufenthG zum Einschleusen von Ausländern 

geändert, zudem wird durch Art. 3 Nr. 16 AsylVfBG der § 97 Abs. 4 AufenthG a. F. 

                                                

151 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 50. 
152 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 342. 
153 Vgl. ebd. 
154 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 50. 
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angefügt. Ziel ist die Bekämpfung der Schleuserkriminalität, welche ein besonders so-

zialschädliches kriminelles Verhalten darstellt. Die Schleuser profitieren von der Be-

drohung der illegal einreisenden Ausländer, z. B. auf Grund von Verfolgung im Her-

kunftsstaat oder wegen sozialen oder wirtschaftlichen Notlagen. Durch das Einschleu-

sen läuft die Zuwanderung zunehmend unkontrolliert ab und die „Funktionsfähigkeit 

des Arbeitsmarktes und [die] Finanzkraft der Steuer- und Sozialsysteme“155 werden 

gehemmt. In der Durchbrechung der staatlichen Kontrollsysteme wird eine potenzielle 

Gefährdung für den sozialen Frieden im Bundesgebiet gesehen. Im Hinblick darauf 

wurde die Geldstrafe als mögliche Rechtsfolge als unzureichend angesehen.156 

In der Begründung zum Gesetzesentwurf wird hierzu ausgeführt: 

„Die Strafrahmenuntergrenze, die sich damit nach dem gesetzlichen Mindest-
maß richtet, wird jedenfalls für den Regelfall dem Unrechtsgehalt von Schleu-
sungshandlungen nicht gerecht. Art und Mindestmaß der Strafe müssen die 
Sozialschädlichkeit des Schleusungsverhaltens widerspiegeln, die Strafzumes-
sungsentscheidung des Gerichts in hinreichender Weise anleiten und sich auch 
von der für einen Geschleusten drohenden Strafe abheben. Zur tat- und 
schuldangemessen Einwirkung auf den Täter wie auch aus generalpräventiven 
Erwägungen ist es daher geboten, für Schleuser als Regelsanktion allein eine 
Freiheitsstrafe anzudrohen, deren Mindestmaß drei Monate beträgt.“157  

Für minder schwere Fälle wird eine Regelung eingefügt, nach der auch weniger als 

drei Monate Freiheitsstrafe oder eine Geldstrafe verhängt werden können. Ein solcher 

Fall liegt z. B. vor, wenn ein Schleuser erst- oder einmalig eine nicht-kommerzielle 

Schleusung vornimmt, indem er zwei Ausländer in seinem privaten Kfz über die Gren-

ze befördert. Diese besonderen, altruistischen Sachverhalte sollen anders als die ge-

winnorientierte Schleusertätigkeit beurteilt werden.158  

Indem der § 74a StGB für anwendbar erklärt wird, ergibt sich die Möglichkeit, unter 

bestimmten Voraussetzungen täterfremde Fahrzeuge nach §§ 74, 74a StGB einzuzie-

hen. Damit soll bewirkt werden, dass Fahrzeuge zum Einschleusen von Ausländern 

langfristig aus dem Verkehr gezogen werden und die Beschaffung neuer Fahrzeuge für 

die Schleuser erschwert wird. Auch Personen, die Fahrzeuge verleihen oder vermie-

ten, sollen zu einer besseren Sorgfalt bei ihrer Tätigkeit gedrängt werden, sodass für 

die Schleuserbanden nur noch eine reduzierte Zahl an Fahrzeugen verfügbar ist.159  

Mit dieser Regelung kann die unkontrollierte Zuwanderung zurückgedrängt und die 

Masse der illegal einreisenden Ausländer verringert werden. So könnten einerseits 
                                                

155 BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 51. 
156 Vgl. ebd., S. 51 f. 
157 Ebd., S. 52. 
158 Vgl. ebd.  
159 Vgl. ebd. 
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weniger Personen Asylanträge stellen und andererseits entfällt der Klärungsaufwand 

hinsichtlich der illegalen Einreise. Insofern könnte mittelbar eine Beschleunigung des 

Asylverfahrens erreicht werden. 

6.7 Erleichterung im Meldewesen 

Nach seiner Ankunft in einer Aufnahmeeinrichtung muss sich jeder Asylbewerber ge-

mäß §§ 17, 27 Abs. 3 BMG binnen zwei Wochen bei der jeweils zuständigen Meldebe-

hörde persönlich anmelden. Aufgrund der hohen Zuwanderungszahlen bedeutet die 

ordnungsgemäße Durchführung des Melderechts einen enormen Verwaltungsaufwand. 

Allerdings kann auf die Anmeldung der schutzsuchenden Personen auch nicht verzich-

tet werden.160 

Der Art. 4 AsylVfBG enthält eine Änderung des § 27 Abs. 3 BMG, welche nach Art. 15 

Abs. 3 AsylVfBG am 1. November 2015 in Kraft tritt. Demnach genügt es für die Erfül-

lung der Meldepflicht, wenn die für die Erfassung von Personen in den Aufnahmeein-

richtungen zuständigen Stellen die notwendigen Anmeldedaten in Form einer Liste an 

die Meldebehörde übermitteln. Dafür bedarf es ausnahmsweise auch keiner Unter-

schrift des meldepflichtigen Ausländers161. Alternativ kann auch eine Kopie der auslän-

derrechtlichen Erfassung zugesandt werden. Für beide Varianten ist die elektronische 

Übermittlung zulässig.  

In einzelnen Bundesländern wurde das Listenverfahren schon vorher angewendet, da 

es gemäß dem Melderechtsrahmengesetz möglich und entsprechend landesrechtlich 

ausgestaltet war. Durch die Änderung erhalten die Länder diese Möglichkeit nun auch 

nach dem Bundesmeldegesetz.  

Hierbei wird eine Vereinfachung des Meldevorgangs bei gleichzeitiger Aufrechterhal-

tung der Meldepflicht angestrebt. Damit kann ebenfalls das Verfahren beschleunigt 

werden, da die eingesparten Kapazitäten für bedeutendere Aufgaben eingesetzt wer-

den können. 

                                                

160 Vgl. BT-Drucks. 18/6185, 2015, S. 53. 
161 Vgl. ebd. 
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7 Fazit 

Ziel dieser Arbeit war es, das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz zu analysieren 

und zu bewerten, ob damit schnellere und strengere Verfahren ermöglicht werden. 

Nachdem die gesetzlichen Änderungen und ihre Konsequenzen für die Praxis präsen-

tiert wurden, erfolgt zum Abschluss eine kurze Zusammenfassung und Einordnung der 

Auswirkungen sowie ein Ausblick für die Zukunft. 

7.1 Beschleunigung des Asylverfahrens 

Durch die BüMA wird das Verfahren beschleunigt, da die Identität des Ausländers 

leichter nachgewiesen und folglich schneller geklärt werden kann. Die längere Rege-

laufenthaltsdauer trägt ebenso zu einem schnelleren Verfahren bei, da die Asylbewer-

ber kurzfristig verfügbar sind, um am Verfahren mitzuwirken. Die Verkürzung der 

Rechtsmittelfristen und in gewissem Maße auch die bessere medizinische Versorgung 

bewirken einen schnelleren Abschluss der Verfahren und die anschließende Verwirkli-

chung der Rechtsfolgen. 

Die Regelungen in Bezug auf die sicheren Herkunftsstaaten führen in vielerlei Hinsicht 

zur Beschleunigung des Verfahrens. Durch die längere Regelaufenthaltsdauer, den 

Ausschluss von verschiedenen Maßnahmen und die schnellere Abschiebung wird so-

wohl der Aufenthalt dieser Menschen verkürzt als auch die Zuwanderung von Auslän-

dern aus sicheren Herkunftsstaaten verringert. Die Festlegung neuer sicherer Her-

kunftsstaaten beschleunigt das Asylverfahren an sich, da die Regelfolge eine Ableh-

nung des Antrags ist. Die dadurch freigesetzten Kapazitäten können für eine zügigere 

Antragsbearbeitung eingesetzt werden.  

Das Sachleistungsprinzip, die neuen Anwendungsfälle für Anspruchseinschränkungen 

und die Einführung der begrenzten Reisebeihilfen begünstigen ebenfalls die Beschleu-

nigung der Verfahren, da durch fehlende wirtschaftliche Anreize weniger Ausländer 

ohne Bleibeperspektive einreisen und Asylanträge stellen werden.  

Die Anpassungen für die Beschäftigung beseitigen zum einen Anreize für die Einreise 

und den Aufenthalt von nicht schutzbedürftigen Personen. Zum anderen sollen Poten-

ziale zur Bewältigung der Flüchtlingskrise ausgeschöpft und die Ausländer mit guter 

Bleibeperspektive an dieser Aufgabe beteiligt werden. 

Indem die genauen Abschiebetermine nicht mehr angekündigt werden, sollten die 

Rückführungen schon beim ersten Versuch erfolgreich durchgeführt werden können 

und vollziehbar Ausreisepflichtige das Land verlassen müssen. Die verschärfte 

Schleuserstrafbarkeit soll zudem bewirken, dass insgesamt weniger Flüchtlinge illegal 
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einreisen und somit Verwaltungsaufwand beanspruchen. Auch hiermit wird Aufwand 

eingespart, der für die schnellere Antragsbearbeitung zur Verfügung steht. 

Die Erleichterungen im Baugesetzbuch und im Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 

ermöglichen lediglich die zeitnahe Errichtung von Flüchtlingsunterkünften, sodass die 

gesetzlichen Vorgaben zur Unterbringung schneller umgesetzt werden können. Auch 

die Integrationskurse und die berufsbezogene Deutschsprachförderung führen nicht 

unmittelbar zu einer Beschleunigung des Verfahrens. Allerdings können Ausländer mit 

guter Bleibeperspektive durch diese Maßnahmen zügiger und einfacher integriert wer-

den, wie es vom Gesetzgeber beabsichtigt war. 

7.2 Strenge des Asylverfahrens 

Die Vorschriften über die Beschäftigung und insbesondere die neuen Beschäftigungs-

verbote stellen strengere Regelungen für die Ausländer dar. Besonders betroffen sind 

Personen ohne Bleibeperspektive, z. B. diejenigen aus sicheren Herkunftsstaaten, da 

diese schnellstmöglich in ihr Heimatland zurückgeführt werden sollen. Die Festlegung 

weiterer sicherer Herkunftsstaaten führt zu einer Verschärfung der Verfahren, da die 

Anträge dieser Staatsangehörigen leichter abgelehnt werden können. 

Der Vorrang des Sachleistungsprinzips, die Ausweitung der Anwendungsfälle für An-

spruchseinschränkungen und die Einführung der begrenzten Reisebeihilfen führen im 

Ergebnis ebenfalls zu strengeren Verfahren. Dasselbe gilt für die verkürzten Rechtsmit-

telfristen und das Verbot der Ankündigung des Abschiebetermins, da die Position der 

Antragsteller damit geschwächt und deren Abschiebung zeitnah ermöglicht wird. 

7.3 Gesamteinschätzung und Ausblick 

Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz hat der Gesetzgeber den ersten 

Grundstein für die erfolgreiche Bewältigung der Flüchtlingskrise gelegt. Er hat vor allem 

die Potenziale in Bezug auf die Beseitigung von Fehlanreizen und bezüglich sicherer 

Herkunftsstaaten genutzt.  

Die Mittel zur Verringerung von Fehlanreizen für Staatsangehörige der Westbalkan-

staaten sind mit der Ausweitung sicherer Herkunftsstaaten, den Leistungseinschrän-

kungen und Beschäftigungsverboten und weiteren Ausschlusstatbeständen effektive 

Regelungen zur Begrenzung des Zustroms. Damit sind allerdings die gesetzlichen 

Handlungsspielräume im Europa- und Verfassungsrecht nahezu ausgeschöpft. Bezüg-

lich anderer Herkunftsstaaten müssen darüber hinaus neue Maßnahmen gefunden 

werden.162 

                                                

162 Vgl. Thym, 2015, S. 1633. 
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Wie eingangs erwähnt, kann der Erfolg einer gesetzlichen Regelung wie dem Asylver-

fahrensbeschleunigungsgesetz nie garantiert werden. Die praktischen Auswirkungen 

der neuen Vorschriften sind schwer vorhersehbar, weshalb dazu kein abschließendes 

Urteil gegeben werden kann. Definitiv werden aber weitere rechtliche Maßnahmen er-

forderlich sein, um neben europäischen und internationalen Regelungen auch nationa-

le Lösungen für die aktuellen Problemlagen zu finden163.  

Demzufolge wurden die rechtlichen Voraussetzungen für die gesetzten Ziele des Asyl-

verfahrensbeschleunigungsgesetzes, besonders im Hinblick auf schnellere und stren-

gere Verfahren, geschaffen. Die stetige Veränderung und Wandlung des Ausländer-

rechts wird aber keineswegs zum Stillstand kommen, sondern sich immer weiter voll-

ziehen, da die Gesetzeslage immer wieder mit neuen Konfliktsituationen konfrontiert 

wird und an ihre Grenzen stößt.  

 

                                                

163 Vgl. Kluth, ZAR, 2015, S. 342. 
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Kernsätze 

1. Das Ausländerrecht unterliegt einer ständigen Weiterentwicklung, da immer wieder 

neue Herausforderungen durch verschiedene Ereignisse entstehen. Das Asylver-

fahrensbeschleunigungsgesetz wurde als Reaktion auf die Flüchtlingskrise 2015 

beschlossen. 

2. Das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz stellt eine Wendung gegenüber der 

vorherigen Rechtslage dar und verfolgt verschiedene Ziele, vor allem im Hinblick 

auf die Unterbringung, die Integration und die Anreize für eine Einreise nach 

Deutschland. Dabei werden unterschiedliche Personengruppen fokussiert. 

3. Die Registrierung und Unterbringung der Flüchtlinge wird durch die neuen Vor-

schriften erleichtert. Die Integration wird für Zuwanderer mit guter Bleibeperspektive 

verstärkt und verbessert, für diejenigen ohne Bleibeperspektive dagegen erschwert. 

4. Durch die Aufnahme von Albanien, Kosovo und Montenegro in die Liste sicherer 

Herkunftsstaaten, können die Verfahren der Betroffenen schneller abgeschlossen 

und die Rückführung schneller vollzogen werden. Den Angehörigen dieser Staaten 

bleiben viele Maßnahmen und Angebote verwehrt, da bei ihnen kein rechtmäßiger 

und dauerhafter Aufenthalt erwartet wird. 

5. Mit Hilfe der neuen Anspruchseinschränkungen und der Ausweitung des Sachleis-

tungsprinzips im Bereich der Asylbewerberleistungen wird der sozial motivierten 

Einreise von Zuwanderern entgegengewirkt. Dadurch wird die Attraktivität Deutsch-

lands als Zuwanderungsland verringert. 

6. Eine Vielzahl weiterer Neuregelungen trägt zur Beschleunigung und Verschärfung 

der Verfahren bei. Dabei stehen vor allem die gesundheitliche Versorgung, die Be-

schäftigung und die Schleusertätigkeit im Fokus. 

7. Im Ergebnis ist das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz ein erster Schritt in 

Richtung schnellere und strengere Verfahren. Trotzdem werden weitere Änderun-

gen und Neuerungen erforderlich sein, um den Flüchtlingsstrom zu bewältigen und 

auf neue Problemstellungen zu reagieren. 
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Anhang 

Entscheidungsquoten nach Herkunftsländern im Jahr 2015 

 

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 2016, S. 50. 

  

50 I. Asyl – Entscheidungen über Asylanträge 

 

Entscheidungsquoten nach Herkunfts-
ländern im Jahr 2015 

  

In der nachstehenden, nach Erstanträgen sortierten 
Übersicht sind die zehn zugangsstärksten Her-
kunftsländer des Jahres 2015 aufgelistet. 

Tabelle I - 19:  
Entscheidungsquoten nach Herkunftsländern im Jahr 2015 

   

 
  

davon

Rechtsstellung als Flüchtling 

(§ 3 Abs. 1 AsylG, Art. 16 a GG)

insge-
samt

darunter

Anerkennungen

als 

Asylberechtigte 

(Art. 16 a GG u.

Familienasyl)

Syrien,

Arab. Rep.
105.620 101.137 95,8% 1.167 1,1% 61 0,1% 221 0,2% 23 0,0% 4.178 4,0% 

Albanien 35.721 7 0,0% 0 0,0% 33 0,1% 36 0,1% 31.150 87,2% 4.495 12,6% 

Kosovo 29.801 13 0,0% 0 0,0% 22 0,1% 97 0,3% 26.139 87,7% 3.530 11,8% 

Afghanistan 5.966 1.708 28,6% 48 0,8% 325 5,4% 809 13,6% 819 13,7% 2.305 38,6% 

Irak 16.796 14.510 86,4% 157 0,9% 289 1,7% 81 0,5% 128 0,8% 1.788 10,6% 

Serbien 22.341 4 0,0% 0 0,0% 0 0,0% 22 0,1% 13.611 60,9% 8.704 39,0% 

Ungeklärt 4.128 3.291 79,7% 35 0,8% 5 0,1% 13 0,3% 352 8,5% 467 11,3% 

Eritrea 10.099 8.914 88,3% 44 0,4% 347 3,4% 39 0,4% 38 0,4% 761 7,5% 

Mazedonien 8.245 23 0,3% 0 0,0% 1 0,0% 20 0,2% 5.583 67,7% 2.618 31,8% 

Pakistan 2.015 162 8,0% 4 0,2% 11 0,5% 24 1,2% 844 41,9% 974 48,3% 

Summe 
Top-Ten

240.732 129.769 53,9% 1.455 0,6% 1.094 0,5% 1.362 0,6% 78.687 32,7% 29.820 12,4%

sonstige 41.994 7.367 17,5% 574 1,4% 613 1,5% 710 1,7% 12.827 30,5% 20.477 48,8%

Insgesamt 282.726 137.136 48,5% 2.029 0,7% 1.707 0,6% 2.072 0,7% 91.514 32,4% 50.297 17,8%

davon 

formelle

Entscheidungen

Haupt-
herkunfts-
länder

Entscheidungen über Asylanträge

davon 

Gewährung

von 

subsidiärem

Schutz 

gem. § 4 

Abs. 1 

AsylG

davon 

Feststellung 

eines 

Abschiebungs-

verbotes

gem. § 60 

Abs. 5 o. 7

AufenthG

davon 

Ablehnungen

(unbegründet /

offensichtlich

unbegründet)
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